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Editorial 


Liebe Leser*innen, 

im Januar 2018 jährt sich das Erscheinen der Gaidao zum 7 Mal - für 
uns Anlass euch zu fragen, wie ihr das “Projekt Gaidao” heute seht. 
Eure ehrlichen “Stimmen zur Gaidao” möchten wir in der Januar- 
Ausgabe 2018 abdrucken. Schickt uns idealerweise bis zum 12.12.2017 
(Kontakt: redaktion-gaidao@riseup.net) eure Meinung. Dabei kann 
euer Text gerne 500-600 Zeichen lang sein (wenn ihr einen längeren 
Text schreiben wollt, gebt uns bitte vorher Bescheid, damit wir den 
Platz einrechnen können). Wir sind schon gespannt, wie euer 
Feedback ausfallen wird. 

Gleichzeitig wollen wir den Bekannheitsgrad der Gaidao weiter 
ausbauen und neue Leser*innen für die Gaidao begeistern. 
Freundlicherweise haben uns der Verlag “Edition Assemblage” sowie 
Helge Döhring Bücher als Aboprämien zur Verfügung gestellt. Beim 
Abschluss eines erstmaligen Normal-Abos der Gaidao mit einer 
Laufzeit von mindestens 6 Monaten gibt es folgende Aboprämien (in 
begrenzter Anzahl): Helge Döhring: Anarcho-Syndikalismus - 
Einführung in die Theorie und Geschichte einer internationalen 
sozialistischen Arbeiterbewegung; Frank Pfeiffer / FdA: Kurze 
Weltgeschichte des Faschismus; Marcos Denegro / Anarchistische 
Föderation Berlin: Anarchistisches Wörterbuch - Eine 
Orientierungshilfe durch den Begriffsdschungel anarchistischer und 
emanzipatorischer Bewegungen; Aufkleber: Zusammen der Zukunft 
entgegen; Poster: FdA-Mühsam; Überraschungsaufkleber-Set. Bitte 
gebt bei eurer Abobestellung an, welche Aboprämie ihr bevorzugt. 

Mit der aktuellen Ausgabe wünschen wir euch spannende und 
interessante Einblicke in aktuelle Themen und Ereignisse, 
Diskussionen und geschichtliche Rückblicke. 

Eure Gaidao-Redaktion 
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ÜBER UNS 


[ KU ] Gai Däo ist die 
Zeitschrift der Föderation deutsch¬ 
sprachiger Anarchistinnen (FdA). 

Sie versteht sich trotzdem als autonomes 
Projekt, das auch Menschen, Gruppen und 
Strukturen offensteht, die kein Mitglied 
der FdA sind, sofern sie die Ideen des 
Anarchismus und die Prinzipien der FdA 
unterstützen, gerne auch solidarisch¬ 
kritisch. 

Die [ Ksi ] Gai Däo bietet einen 
monatichen Querschnitt von Theorie und 
Praxis der anarchistischen und ihr 
nahestehender Bewegungen auf lokaler 
und besonders auf internationaler Ebene. 

Dabei versteht sich [KIB] Gai Däo als 
explizit pluralistisches Medium, das Raum 
für verschiedene anarchistische Ström¬ 
ungen bietet, sowie darüber hinaus allen, 
die sich für eine Überwindung der 
bestehenden Verhältnisse, hin zu einer 
befreiten Gesellschaft einsetzen. 

Wir freuen uns immer über Artikel, 
Rezensionen, Gedichte, Aufrufe, Fotos 
oder Zeichnungen. Besonders freuen wir 
uns über Menschen, die dauerhaft an der 
Gaidao mitarbeiten wollen, sei es als 
regelmäßigem Autor*in, Übersetzerin 
oder im Layout. 

Wir behalten uns natürlich vor, zuge¬ 
sandte Beiträge nicht zu veröffentlichen, 
die unseren Prinzipen im Besonderen und 
die des Anarchismus im Allgemeinen 
entgegenstehen oder diese unsolidarisch 
diffamieren. 



Alle Ausgaben unter: www.fda-ifa.org/gaidao 
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Hinweis zur Sprache: 

Nach diesem Eigentumsvorbehalt ist die Broschüre solange Eigentum 
der/des Absender*in, bis es den Gefangenen ausgehändigt worden ist. 
„Zur-Habe- Nähme“ ist keine Aushändigung im Sinne des Vorbehalts. 
Wird die Broschüre den Gefangenen nicht persönlich ausgehändigt, 
ist es der/dem Absender*in mit dem Grund der Nichtaushändigung 
zurückzuschicken. 

Verteiler*in bzw. Absender*in ist nicht identisch mit den Ersteller*in- 

Das in den Texten verwendete „*innen“ (Gender Gap) soll die Funk¬ 
tion haben, dass nicht nur weiblich oder männlich sozialisierte Men¬ 
schen beachtet werden, sondern auch Menschen, die sich selbst 
zwischen bzw. außerhalb der Zweigeschlechtlichkeit verorten. 

nen. 
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Der Eintritt des Ausnahmezustands ins 
allgemeine französische Recht 


Schützen und Unterdrücken sind nicht ds Gleiche! 

_ Von: Federation Anarchiste / Übersetzung ; Mascha . 

Nach nur zwei Monaten, welche das Schreiben, die Präsentation und 
schließlich die „Verhandlungen“ zwischen Abgeordneten und 
Senator*innen über das „Anti-Terror-Gesetz“ in Anspruch genommen 
hatten, wurde dieses am 18. Oktober nun endgültig vom Senat 
verabschiedet. Dies geschah direkt im Anschluss an die bereits am 11. 
Oktober erfolgte Verabschiedung des Gesetzes durch die 
Nationalversammlung. Es tritt am 1. November 2017 in Kraft und 
läutet das Ende des Ausnahmezustands in Frankreich ein. Im 
Konkreten bedeutet dies jedoch, dass die autoritären und 
freiheitsbedrohenden Maßnahmen des Ausnahmezustandes ins 
allgemeine Recht übergehen. Bisher ist noch keine andere 
(französische) Regierung derart schnell vorangeschritten um ein 
Gesetz zu verabschieden, welches die individuellen Freiheiten in 
diesem Maße angreift. Die Mehrheit dieser Maßnahmen steht unter 
der Aufsicht des Innenministeriums sowie der Präfekten (regionale 
Vertreter des Zentralstaats mit militärischem Rang), welche vom Staat 
ernannt werden und keiner juristischen Aufsicht unterstehen. 

Behördliche Hausdurchsuchungen 

Artikel 3 des Gesetzesentwurfs sieht vor, dass die „Hausbesuche“ wie 
diese euphemistisch bezeichnet werden, von „Beschlagnahmungen 
von Dokumenten, Objekten und Daten, die aufgefunden werden“ 
begleitet sein können. Diese Hausdurchsuchungen können auf 
Initiative der Präfekten durchgeführt werden, im Gegensatz zu den 
gerichtlichen Hausdurchsuchungen brauchen sie nach einer 
Stellungnahme des Staatsanwaltes von Paris dennoch den Beschluss 
des Richters für Freiheiten und Inhaftierung (JFD) des „Tribunal de 
Grande Instance“ (Bezeichnung der Zivilgerichte in Frankreich) in 
Paris. Zwischen 21 Uhr und 6 Uhr dürfen sie nur mit Genehmigung 
des JFD aufgrund einer festgestellten „Dringlichkeit der Operation“ 
durchgeführt werden. 

Hausarrest als „individuelle Überwachungsmaßnahme“ 

Der Innenminister hat die Befugnis „jede Person, bezüglich derer es 
schwerwiegende Gründe zu der Annahme gibt, dass ihr Verhalten in 
besonderem Maße eine Bedrohung für die Sicherheit und die 
öffentliche Ordnung darstellt“, zwischen drei Monaten und nach 
Verlängerung bis zu einem Jahr unter Hausarrest zu stellen. 


Der Unterschied zur Maßnahme während des Ausnahmezustandes 
besteht lediglich darin, dass die betroffene Person sich nun nicht 
mehr nur in ihrem Wohnhaus aufhalten darf, sondern innerhalb der 
Gemeinde bleiben muss. Der Bereich kann in manchen Fällen auf das 
Departement (etwas größer als die Fandkreise in Deutschland) 
ausgeweitet werden, sollte sich die Person bereit erklären eine 
elektronische (Fuß-)Fessel zu tragen. Die betroffenen Personen 
müssen einmal täglich bei der Polizei erscheinen, im Gegensatz zu 
den vorherigen drei Malen pro Tag während des Ausnahmezustandes. 
Außerdem kann es ihnen verboten werden, bestimmte Orte 
aufzusuchen. Der Präfekt (vom Staat nominiert) kann auf Basis von 
sogenannten „weißen Vermerken“ (anonyme, durch die 
Geheimdienste verfasste Dokumente), zusätzlich wieder einen 
Hausarrest verhängen, der die Person an ihr Wohnhaus bindet. 

Die Kontrolle der Grenzgebiete 

Durch die Ausweitung dieser Zonen können dort, wo die Polizei 
vorher an Bahnhöfen, Flughäfen, Häfen und einigen anderen 
Grenzstationen Kontrollen durchgeführt hat, künftig die 
„Sicherheitskräfte“ in den benachbarten Gebieten und in einem 
Umkreis von bis zu 10 Kilometern um diese herum Kontrollen sowie 
Personendurchsuchungen ausführen. Dabei ist besonders zu 
beachten, dass diese dazu keine genaue Begründung mehr benötigen, 
was im restlichen Staatsgebiet bisher noch der Fall ist. Im Rahmen 
dieser Maßnahme ist außerdem eine maximale Dauer von sechs bis 
zwölf Stunden für die Kontrolle der Personalien vorgesehen. An der 
weiteren Zunahme von inakzeptablen Kontrollpraktiken wie etwa 
den controles aux facies (Kontrollen aufgrund der äußeren 
Erscheinung wie z.B. auch das Racial Profiling) ist nicht zu zweifeln. 
Im Vorfeld des diesjährigen Gegengipfels zum G20-Gipfel in 
Hamburg wurden in diesem Zusammenhang die Angestellten der 
SNCF (französische Bahngesellschaft) dazu aufgerufen, jegliche 
Personen, die mehr oder weniger an „Globahsierungskritiker*innen“ 
erinnern, zu melden. 

Zusätzlich zur Ausweitung der Personenkontrollen an den „Grenzen“, 
die als Kampf gegen die „grenzüberschreitende Kriminalität“ 
bezeichnet werden, braucht die Polizei durch die neue Definition der 
„Grenzgebiete“ nicht mehr auf grünes Ficht zu warten um 
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Kontrolloperationen durchzuführen. Laut der französischen 
Tageszeitung „Le Monde“ und der Organisation „La Cimade“ kann die 
„Grenzzone“ demnach zwei Drittel des Landes umfassen. 


Abhören von drahtloser Kommunikation 

Diese Art der Abhörung reiht sich in die zahlreichen bereits 
bestehenden Überwachungsmaßnahmen ein, welche durch dieses 
Gesetzesvorhaben weiter verstärkt werden. Der Artikel 852-2 sieht 
vor, dass „das Abhören von Unterhaltungen innerhalb elektronischer 
Kommunikationsnetzwerke, 
welche ausschließlich auf 
drahtlosem Wege stattfinden und 
daher nicht die Beteiligung eines 
Betreibers elektronischer 

Kommunikation implizieren, 
erlaubt werden kann, wenn dieses 
Netzwerk ausschließlich für die 
Nutzung durch eine geschlossene 
Gruppe vorgesehen ist“, „mit dem 
einzigen Ziel der Verteidigung der 
nationalen Interessen“. Konkret 
bedeutet dies, dass der Staat auf 
Algorithmen der 

Kommunikationsnetzwerke 
Zugriff haben wird um 
Verbindungen zu enthüllen, 
welche eine „terroristische“ 

Bedrohung aufdecken könnten. 

Die Abhörungen drahtloser 
Kommunikation betreffen jegliche 
Kommunikation ohne Kabel, 
somit u.a. Wifi, Bluetooth und 
GPS. Der Verfassungsrat (das 
französische Verfassungsgericht) 
hatte diese Maßnahme im 
Oktober 2016 zwar verboten, 
jedoch kann sie jetzt zurückkehren und dank der Einführung einer 
„Selbstzerstörungsklausel“, welche jegliche von dem Gesetz 
vorgesehenen Maßnahmen betrifft, problemlos verabschiedet werden. 
Später mehr zu dem genauen Wortlaut dieser Klausel. 


Erleichterte Überwachung 

Eine Person, die "gewohnheitsmäßig in Kontakt mit [terroristischen] 
Personen oder Organisationen steht, diese unterstützt oder Thesen 
verbreitet, die zur Begehung terroristischer Handlungen anstacheln 
oder solche Handlungen verherrlichen", kann Gegenstand einer Reihe 
von Überwachungsmaßnahmen werden. Es sei darauf hingewiesen, 


dass dies alles im Ermessen der Geheimdienste und ihrer "weißen 
Vermerke" liegt. Der Gesetzestext sieht auch vor, verdächtige 
Personen dazu zu zwingen, ihre Online-Anmeldeinformationen 
offenzulegen (E-Mail, Facebook, Twitter, Accounts in Foren und 
Nachrichtenseiten und sogar Administrativrechte). Passwörter sind 
davon allerdings nicht betroffen. 

Weiterhin sieht das neue Gesetz die Verlängerung der Dauer der 
Bereitstellung von "Black Boxes" vor (ein Instrument zur 
Überwachung der Metadaten der Kommunikation in Frankreich - 
Informationen, die eine Nachricht umgeben, wie z.B. Uhrzeit und 
Adresse, aber nicht deren Inhalt). Deren Verwendung hätte eigentlich 

im Jahr 2018 enden sollen, aber 
nachdem einige technische 
Probleme aufgetreten waren, 
nutzte die Regierung die 
Umstände um die Dauer ihrer 
Nutzung stillschweigend zu 
verlängern. Offensichtlich wird 
keine Frist für das Ende dieser 
Maßnahme genannt. 


Einrichtung der 
Fluggastdatenbank 

Der Gesetzesentwurf sieht die 
Umsetzung der Europäischen 
Fluggastdatenbank-Richtlinie in 
französisches Recht vor, die die 
Übermittlung von Fluggastdaten 
an die Justizbehörden 
vorschreibt. Diese Informationen 
können dann von 

Geheimdiensten und 

Polizeidiensten überprüft und 
genutzt werden. 


Gleichzeitig will die Regierung 
die Demonstrationsverbote fest 
im allgemeinen Recht verankern, 
eine Vorrichtung, die den 

Präfekten ermächtigen würde, "die Bewegung von Menschen oder 
Fahrzeugen an bestimmten Orten und zu festgelegten Zeiten zu 
verbieten" sowie "jeder Person den Aufenthalt im gesamten oder 
einem Teil des Departements zu untersagen, für die schwerwiegende 
Gründe zu der Annahme bestehen, dass ihr Verhalten eine Gefahr für 
die öffentliche Sicherheit und die öffentliche Ordnung darstellt". 

Nach zwei Jahren unter der Notstandsregierung des 
Ausnahmezustands und einem mehr als gemischten Ergebnis, nutzt 
die Regierung immer noch die Angst der Menschen vor dem anderen, 
den anderen, dem „Fremden“ um ihre Freiheit zu beschränken und 
ihnen die Illusion von „Sicherheit“ zu geben. Während diese 
Maßnahmen erneute terroristische Taten nicht verhindern konnten, 
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haben sie es umgekehrt jedoch zugelassen, dass der Staat seine 
Repression und sogar seinen Autoritarismus gegen die 
Protestbewegungen (Anti-Cop21, gegen das El-Kohmri-Gesetz (neues 
Arbeitsgesetz), gegen das Arbeitsgesetz 2, ...) erhöhen 

konnte,versteckt hinter der vagen Formulierung von „Anti- 
Terrorismus“. Aufgrund bloßer Verdächtigungen seitens der 
Behörden, den berühmten „weißen Vermerken“, werden so manche 
Menschen ihrer Freiheit beraubt. Der Staat, der aus früheren 
Versuchen, repressive Gesetzesentwürfe durchzubringen, gelernt hat, 
hat für diese „Anti-Terror-Maßnahmen“ eine 

„Selbstzerstörungsklausel“ eingeführt (das Enddatum ist für den 3. 
Dezember 2020 vorgesehen, vorausgesetzt die Regierung hält die 
Maßnahmen dann nicht mehr für „notwendig“). Aufgrund dieser 
Klausel nehmen diese Maßnahmen einen experimentellen Charakter 
an und müssen daher nicht mehr dem Verfassungsrat vorgelegt 
werden. Letzterer hatte einige der gegen öffentliche Freiheiten 
gerichteten Teile des Gesetzes verboten, das 2015 den 
Ausnahmezustand konstituiert hat. 

Es sind diese zuvor verbotenen Maßnahmen, die durch das neue 
Gesetz nun doch eingeführt werden und sich ohne möglichen Ausweg 
im allgemeinen Gesetz wiederfinden. Es besteht leider kein Zweifel 
daran, dass der Staat immer einen guten „Grund“ finden wird, sein 
ganzes autoritäres und freiheitsberaubendes Arsenal zu erneuern, 
sobald sich die Frist für die Selbstzerstörung nähert. 

Gleichzeitig multipliziert die Regierung ihre sozialen Angriffe 


(Dekonstruktion/Zerstörung des Arbeitsgesetzbuches und damit 
erleichterte Entlassungen, Prekarität und die Abschaffung des CHSCT 
- Ausschuss für Hygiene, Sicherheit und Arbeitsbedingungen - im 
privaten Sektor; eine Höchstgrenze für Abfindungszahlungen bei 
Kündigung, Kürzungen des Wohngeldes, Einfrieren von 
Beamtengehältern, Erhöhung der CSG - Allgemeiner Sozialbeitrag - 
für Rentner*innen und Beamte, ...) Dies alles führt zu einer 
wachsenden Unzufriedenheit in der Bevölkerung und den sozialen 
Bewegungen. Unter dem Deckmantel des „Anti-Terrorismus“ schützt 
sich der Staat durch die Umsetzung dieser Maßnahmen, um jede 
Opposition zu unterdrücken, die sich gegen eine Macht, die die 
Interessen der Reichsten vertritt, stellt. 

Unterdrückung hat niemals irgendwen beschützt! 

Gegen repressive, freiheitsberaubende und autoritäre Gesetze 

Organisieren wir uns und kämpfen wir! A 


Federation Anarchiste 


145 rue Amelot, 75011, 
http://www.federation-anarchiste.org/ 
ifa@federation-anarchiste.org 
Oktober 2017 


Abschlussbericht zur Kampagne "Solidarische 
Perspektiven entwickeln - jenseits von 
Wahlen und Populismus" 

Von: Libertäre Gruppe Karlsruhe 

Das “Superwahljahr” 2017 neigt sich dem Ende entgegen. Zum Glück, 
möchte mensch denken, denn so super ist das Jahr nicht verlaufen: 

Ein klarer Rechtsruck fand nun auch im Bundestag statt. Die 
rechtspopulistische, nationalistische AfD ist mit zweistelligem 
Ergebnis ins bundesdeutsche Parlament eingezogen, bei den Jamaika- 
Verhandlungen wurde eine Obergrenze zur Aufnahme von 
Geflüchteten festgelegt, das Polizeigesetz verschärft und soziale 
Themen sind weiter in den Hintergrund gerückt. 

Die Libertäre Gruppe Karlsruhe (LGKA) hat im Rahmen der 
Kampagne „Solidarische Perspektiven entwickeln - jenseits von 
Wahlen und Populismus”, der Föderation deutschsprachiger 
Anarchist*innen (FdA), in den letzten Monaten vermehrt 
Veranstaltungen zum Thema Wahlen, Parlamentarismus, 
gesellschaftspolitischen Problemen und möglichen Alternativen dazu 
durchgeführt. So startete unsere Reihe im Juli mit einem Brunch, der 
den Besucher*innen die Grundidee der Kampagne näher gebracht hat; 


weiterführend gab es Vorträge und Workshops zur 
Nationalismuskritik, zur Bedeutung von Freiräumen (für soziale 
Bewegungen), Sexarbeit oder zum Konsensprinzip - welches eine 
Alternative zur weitläufig angewandten Praxis der 
Mehrheitsentscheidungen darstellt. Ebenso konnten Interessierte 
Vorträge über die zapatistische Bewegung in Mexiko, die Revolution 
in Rojava, über Rätestrukturen und Anarchie bzw. anarchistische 
Ideen besuchen. 

Anregungen zum Mitmachen boten sich beim Umsonstflohmarkt - 
der bereits seit einigen Jahren zu den beliebtesten Events der LGKA 
gehört. Hier wurde neben dem Umsonstflohmarkt selbst eine 
Auswahl an Mitmachmöglichkeiten geboten: so konnte mensch neben 
einem Einblick in eine Siebdruckwerkstatt auch an der Entstehung 
einer Radiosendung mitmachen, welche noch am selben Abend 
ausgestrahlt wurde. 
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Kritik und Protest in die Öffentlichkeit getragen 

Aber nicht nur Infoveranstaltungen, Workshops und Angebote zur 
Selbstbeteiligung gehörten zur Kampagne, auch Kritik wurde der 
Öffentlichkeit zugänglich gemacht. Justizminister und SPDler Heiko 
Maas musste sich bei seinem Besuch in Karlsruhe im August den 
Protest gegen die kurzfristig durchgesetzten 

Überwachungsmaßnahmen der scheidenden Bundesregierung 
gefallen lassen. 

Die Sperrung der unabhängigen Nachrichtenplattform „Linksunten”, 
die während der heißen Phase des Wahlkampfs stattgefunden hat, 
nahmen und nehmen wir genauso wenig auf die leichte Schulter, wie 
die Repressalien rund um den G20-Gipfel in Hamburg. Beide 
Ereignisse wurden mit spontanen Demonstrationen in Karlsruhe 
bedacht, welche die LGKA wohlwollend unterstützte. 

Weitere Protestaktionen zur Jährung der Pogrome in Rostock- 
Lichtenhagen und dem Besuch Christian Lindners (FDP) folgten. 
Durch Flugblätter, Plakate und Pressemitteilungen, sowie weiteren 
Infomaterialien konnten wir unsere Kritik und politische Inhalte stets 
an die Öffentlichkeit bringen und damit einen, wenn auch noch 
immer kleinen Gegenpol zum oft inhaltsleeren und populistischen 
Stimmenhandel der Parlamentarier*innen bilden. 



Repression 

Als erwähnenswert finden wir es an dieser Stelle, dass sich die Partei 
„Die Finke“ von Personen, welche sich im Sympathieumfeld der 
FGKA bewegen, besonders vor das Schienbein getreten fühlte. 
Scheinbar nahmen einige Genossinnen die Möglichkeit war, Plakate 
und Aufkleber zur Kampagne über bereits hängende Wahlplakate 
aller zur Wahl stehenden Parteien zu kleben - so kam es, dass nicht 
nur die Plakate der üblichen Verdächtigen, AfD, CDU/CSU, Bündnis 
90/ Die Grünen, SPD und FDP, sondern auch die Plakate der Partei 
„Die Finke“ überklebt wurden. 

Unglücklicherweise wurden zwei Genossinnen von einer 
Polizeistreife kontrolliert, in Gewahrsam genommen und infolge 
dessen erkennungsdienstlich behandelt. Das Vergehen: Mitführen von 
Kampagnenplakaten. 

Das eigentlich - für uns - unfassbare ereignete sich zeitnah auf diese 
Ereignisse: 

So wurde den Genossinnen mitgeteilt, dass ihre Daten, trotz 


mangelnder Beweislast, allen Parteien mitgeteilt wurde - ebenfalls 
der AfD, die zu diesem Zeitpunkt bereits Belohnungen für die 
Ergreifung von Personen, welche ihre Plakate beschädigen oder 
unkenntlich machen, ausgesetzt hat. Dieses Verhalten seitens der 
Sicherheitsbehörden ist untragbar, im politisch 
außerparlamentarischen Tätigkeitsfeld gefährdet dies die 
Unversehrtheit der Aktivistinnen - wozu Nazis, Rassisten und 
Faschisten imstande sind, hat sich im Verlauf der Geschichte oft 
genug gezeigt. 

Nachdem den Parteien nun die Daten der Genossinnen mitgeteilt 
wurde, haben sich bereits Personen aus dem Umfeld der Partei „Die 
Finke“ mit den Genossinnen und kurz darauf auch mit uns in 
Verbindung gesetzt. Der Forderung nach einer Stellungnahme - über 
die weniger offiziellen Kommunikationswege wurde an dieser Stelle 
bereits mit Anzeige gedroht (scheinbar auf Drängen des 
Bundesvorstands) und der darin enthaltenen Aufforderung zum 
Unterlassen der Kritik, konnten wir nicht nachkommen. Stattdessen 
haben wir einige Tage später eine öffentliche Stellungnahme zur 
Umgestaltung von Wahlplakaten herausgegeben. 

Warum „Die Finke“ sich durch eine Verschönerung ihrer Plakate 
persönlich angegriffen fühlt, wissen wir nicht. Dennoch lassen sich 
Rückschlüsse darauf ziehen, dass einige Menschen der Partei „Die 
Finke“ unsere Ideen und Ziele nicht verstanden haben. Dies 
verwundert uns leider nicht, da „Die Finke“ selbst Teil eines Systems 
ist, das die Ausbeutung der ärmeren Bevölkerungsschichten 
legitimieren und verwalten soll: des Parlamentarismus. 

Fazit 

Insgesamt wertet die FGKA den Verlauf der Kampagne „Solidarische 
Perspektiven entwickeln - jenseits von Wahlen und Populismus" sehr 
positiv. Die Veranstaltungen waren fast durchweg gut besucht, es 
konnte sich mit vielen neuen Interessierten ausgetauscht werden, 
sowie unterschiedliche Themen besprochen und in die Öffentlichkeit 
getragen werden. 

Dass sich verschiedene Personen und Institutionen durch die FGKA 
auf den Schlips getreten fühlen und gar versuchen uns mundtot zu 
machen, bestätigt uns in unserer Kritik. 

Die parlamentarische Demokratie mit ihren Strukturen und 
Institutionen werden stets als alternativlos und als das non plus ultra 
dargestellt. Die einzigen Antworten, welche diese auf stichhaltige 
Kritik kennen sind Macht, Unterdrückung und Repression. Eine 
progressive politische Auseinandersetzung kann so nie geführt 
werden. 

Darum heißt es für uns auch in Zukunft: "Solidarische Perspektiven 
entwickeln - jenseits von Wahlen und Populismus"! 1 


Informationen: 


Alle Informationen zur Kampagne in Karlsruhe: 
solidarischeperspektivenka.wordpress.com 
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Nein zum Staat, nein zum Krieg. la zur 
Selbstverwaltung und zur sozialen Revolution. 

_^T _ Von: Kurdis_ch-sprechendes m Anarchistisches Forum (KAF)J Übersetzung: m Alex_Supertramp _ 


Unter diesem Titel folgt im Anschluss an diese kleine Einleitung ein 
Text der KAF (Kurdisch-sprechendes anarchistisches Forum). 
Zunächst möchte ich aber einen kleinen Abriss der aktuellen 
Situation in „Kurdistan“ geben, damit auch Menschen, die sich 
bisweilen noch nicht sehr intensiv mit der Thematik 
auseinandergesetzt haben, diesen Aufruf verstehen können. 

Die Heimat der Kurd*innen lässt sich nicht durch Fändergrenzen 
definieren. Sie leben nämlich hauptsächlich in vier Fändern: Türkei, 
Syrien, Iran und Irak. 

Am bekanntesten ist aktuell wohl der kurdische Teil in Syrien. In 
Syrien haben die Kurd*innen gemeinsam mit vielen anderen Ethnien 
zusammen am 17. März 2016 eine de facto autonome Region 
ausgerufen, welche sie zunächst „Rojava“, später dann 
„Demokratische Föderation Nordsyrien“ nannten. Diese Region wird 
von keinem Staat völkerrechtlich als souveräner Staat anerkannt. 
Allerdings möchte die Demokratische Föderation Nordsyrien auch 
nicht als Staat anerkannt werden. Im Gegenteil: Sie wünschen sich die 
Überwindung vom Konstrukt des Staates und wollen sich mittels des 
demokratischen Konföderalismus nach Abdullah Öcalan weiterhin 
selbst verwalten. 

Schauen wir uns jedoch die die Situation der Kurd*innen in den 
anderen Fändern an, wird schnell klar, dass die Unterschiede kaum 
größer sein könnten. Während in der Türkei am 21. Juli 2016 der 
Ausnahmezustand ausgerufen wurde, der bis heute anhält und 
hauptsächlich dazu dient Kritiker*innen, vor allem mit kurdischem 
Hintergrund zu inhaftieren und zu kriminalisieren, leben die 
Kurd*innen im Irak in der Autonomen Region Kurdistan mit eigenem 
Parlament, sowie eigenen Streitkräften. Um diesen Teil Kurdistans 
dreht sich auch der folgenden Aufruf der KAF. 

•kiele 

Dringender Aufruf an all unsere anarchistischen und libertären 
Genoss*innen, wo auch immer sie sind. Ein direkter und spezieller 
Aufruf an all unsere arabischsprechenden anarchistischen und 
libertären Genoss*innen. 

Nein zum Staat, nein zum Krieg. Ja zur Selbstverwaltung und zur 
sozialen Revolution. 

Über Jahre hinweg, waren wir AnarchisUinnen und Fibertäre im 
irakischen „Kurdistan“, in Europa und anderen Fändern, in all 


unseren Veröffentlichungen und Slogans für ein Ja zur 
Selbstverwaltung generell und für alle Communities, aber für ein 
Nein zum Staat. 

Wir haben unsere Stimme gegen die KRG (Kurdistan Regional 
Government) und ihr jüngstes Szenario eines Referendums über 
einen „unabhängigen kurdischen Staat“ erhoben. Wir sind uns sehr 
sicher, dass andere AnarchisUinnen unter Araber*innen, Türkinnen, 
Assyrer*innen und Andere die gleichen Einstellungen haben. 

Wir glauben auch die Einstellung unserer anarchistischen 
Genossinnen über die Welt hinweg zu kennen: Nein zu Staat, 
Autorität, Nationalismus und gegen Nationalist*innen, sowie ihre 
profaschistischen Kriege. 

Irakisch „Kurdistan“ ging seit Oktober 2015 durch eine schwere Zeit. 
Die Einkommen von Arbeitnehmerinnen im öffentlichen Sektor 
wurden über die Hälfte reduziert, die Anzahl von Arbeitslosen ist 
stark gestiegen, die Preise von allem sind angestiegen, Betriebe und 
die staatlichen Dienstleistungen wurden dramatisch gekürzt. Dies 
alles passierte zusätzlich zum Krieg gegen ISIS und der 
Auseinandersetzung zwischen der KRG und der Zentralregierung 
über das Budget, sowie die umstrittenen Gebiete und Städte wie 
Kirkuk und andere. 

So viele Streiks, Demonstrationen und Arbeitsstreiks fanden während 
dieser Jahre statt. Manche von ihnen hielten einige Wochen, einige 
sogar mehrere Monate. Anstatt die Probleme zu lösen, versuchte die 
KRG im Juli die Aufmerksamkeit der Menschen weg von den realen 
Problemen hin zum Referendum über einen unabhängigen 
kurdischen Staat, am 25. September, zu lenken. 

Masoud Barzani, der Kopf der KRG, setzte den Tag des Referendums 
fest ohne den Irak, die angrenzenden Fänder, die EU oder die USA 
miteinzubeziehen. Nachdem er das Referendum ausrief, lehnten sie es 
ab und sagten ihm, dass sie ihm keine Unterstützung zusichern 
werden. Nach dem Referendum am 25. September kamen der Irak, der 
Iran und die Türkei zusammen und drohten der KRG mit 
ökonomischen Sanktionen. Die irakische Regierung forderte die KRG 
dazu auf, die Entscheidung des Referendums zu widerrufen und die 
irakische Verfassung in jeder Hinsicht wieder anzuerkennen. 

Haider al-Abadi, der Ministerpräsident des Iraks warnte Barzani 
davor, dass, falls er sich nicht davon abwendet, die irakische 
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Regierung die Kontrolle über die Ölquellen der Provinz Kirkuk 
übernehmen werden, welche aktuell noch der KRG unterliegen. 

Vor drei Tagen schickte die irakische Regierung eine große Anzahl an 
Polizist*innen, Militär und „Hishdi Shaibe“ (eine schiitische 
paramilitärische Gruppe) mit 

verschiedenen schweren Waffen um 
Stellung an den verschiedenen 
Zugängen der Stadt zu beziehen. 

Ein Bürgerkrieg zwischen der 
Peschmerga (Anm. der Redaktion: 

Streitkräfte der autonomen Region 
Kurdistan), der KRG und den ihr 
überstehenden Kräften der 

Zentralregierung, steht nun kurz 
bevor. Wir bitten um Unterstützung 
und Solidarität von unseren 
anarchistischen Genossinnen durch 
Proteste, öffentlichen 

Stellungnahmen gegen den Krieg, 
dem Zeigen eurer Wut gegen den 
Krieg und der Solidarität gegenüber 
den irakischen Menschen. Wir sind gegen einen Staat, weil wir gegen 
das aktuelle politische System sind. Wir sind eine antipolitische Partei 
und eine antiautoritäre Ideologie von links nach rechts, weil wir 
gegen eine Klassenüberlegenheit und gegen Privatbesitz, sowie 
Ausbeutung der Arbeitskraft sind. Alle Kriege in der Vergangenheit 
gab es um eine Klassenüberlegenheit, Privatbesitz und eine 
Ausbeutung der Arbeitskraft zu schützen. 

Wir sind gegen Krieg, Waffen und Goldgräber zwischen den 
verschiedenen Kulturen und zwischen den verschiedenen ethnischen 
Minderheiten. Krieg im Allgemeinen produziert Tod und Sklaverei. 
Das Resultat eines Krieges unterstützt nie den Start einer sozialen 
Revolution, sondern schädigt und schwächt das revolutionäre Klima. 
In der Zwischenzeit öffnet der Krieg einen großen Markt für 
Waffendeals und die Zerstörung der Umwelt. Krieg macht die Armen 
ärmer und verlängert die Klassenüberlegenheit. 

Nach dem Referendum am 25. September kamen der Irak, der Iran 
und die Türkei zusammen und drohten der KRG mit ökonomischen 
Sanktionen. Die irakische Regierung forderte die KRG dazu auf, die 
Entscheidung des Referendums zu widerrufen und die irakische 
Verfassung in jeder Hinsicht wieder anzuerkennen. 

Haider al-Abadi, der Ministerpräsident des Iraks warnte Barzani 
davor, dass, falls er sich nicht davon abwendet, die irakische 
Regierung die Kontrolle über die Ölquellen der Provinz Kirkuk 
übernehmen werden, welche aktuell noch der KRG unterliegen. 


Vor drei Tagen schickte die irakische Regierung eine große Anzahl an 
Polizist*innen, Militär und „Hishdi Shaibe“ (eine schiitische 
paramilitärische Gruppe) mit verschiedenen schweren Waffen um 
Stellung an den verschiedenen Zugängen der Stadt zu beziehen. 

Ein Bürgerkrieg zwischen der Peschmerga (Anm. der Redaktion: 

Streitkräfte der autonomen Region 
Kurdistan), der KRG und den ihr 
überstehenden Kräften der 
Zentralregierung, steht nun kurz 
bevor. Wir bitten um Unterstützung 
und Solidarität von unseren 
anarchistischen Genossinnen durch 
Proteste, öffentlichen 

Stellungnahmen gegen den Krieg, 
dem Zeigen eurer Wut gegen den 
Krieg und der Solidarität gegenüber 
den irakischen Menschen. Wir sind 
gegen einen Staat, weil wir gegen das 
aktuelle politische System sind. Wir 
sind eine antipolitische Partei und 
eine antiautoritäre Ideologie von 
links nach rechts, weil wir gegen eine 
Klassenüberlegenheit und gegen Privatbesitz, sowie Ausbeutung der 
Arbeitskraft sind. Alle Kriege in der Vergangenheit gab es um eine 
Klassenüberlegenheit, Privatbesitz und eine Ausbeutung der 
Arbeitskraft zu schützen. 

Wir sind gegen Krieg, Waffen und Goldgräber zwischen den 
verschiedenen Kulturen und zwischen den verschiedenen ethnischen 
Minderheiten. Krieg im Allgemeinen produziert Tod und Sklaverei. 
Das Resultat eines Krieges unterstützt nie den Start einer sozialen 
Revolution, sondern schädigt und schwächt das revolutionäre Klima. 
In der Zwischenzeit öffnet der Krieg einen großen Markt für 
Waffendeals und die Zerstörung der Umwelt. Krieg macht die Armen 
ärmer und verlängert die Klassenüberlegenheit. 

Nein zum Krieg. 

Nein zum Staat. 

Nein zu Nationalismus und Patriotismus. 

Nein zum kapitalistischen System. 

Ja zur Solidarität und der Vereinigung gegen den Krieg. 

Ja zur Selbstorganisierung 
Ja zum sozialen Kampf 
Ja zur sozialen Revolution. 

Ja zum sozialen Aufstand. 

Ja zur Selbstverwaltung. 

Kurdisch-sprechendes anarchistisches Forum (KAF) 

15. Oktober 2017 
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Bericht zum FdA-Treffen in Frankfurt a.M. im 
Oktober 2017 

Diesen Herbst haben wir von LILA [F] in Frankfurt am Main das regelmäßige FdA-Treffen 
ausgerichtet. Nun erstmal ein paar Worte zu uns und zu den Räumen, die wir nutzen. 


★ Von: LILA [fl . 

Unsere Gruppe LILA [F] existiert seit gut einem Jahr und ist seit etwa 
einem halben Jahr Teil der FdA. Die Arbeit der Gruppe bestand in 
letzter Zeit aus der Organisation verschiedener Veranstaltung, wie 
den monatlich stattfindenden "Br(A)nch", ein offener Mitbringbrunch 
mit Programm. Aufgrund der Drogenfreiheit und Zeit der 
Veranstaltungen können auch Eltern mit ihren Kindern teilnehmen, 
die sonst eher von linksradikalen Räumen (unbeabsichtigt) 
ausgeschlossen werden. 

Darüber hinaus haben wir innerhalb der Sommermonate intensiv an 
der FdA-Kampagne "Solidarische Perspektiven entwickeln - jenseits 
von Wahlen und Populismus" gearbeitet und einen Workshop zur 
Kampagne entwickelt. Diesen haben wir bisher 11 Mal in 
unterschiedlichen Städten gehalten. 


Genderwahn 

statt 

Rinderwahn 

Rechtspopulistnus stoppen! 


Das FdA-Treffen 
fand im Cafe 
ExZess statt, einem 
ehemaligen Kino 
und Waschsalon, 
der nun als 
unkommerzielles 
Zentrum und 

Theater genutzt 
wird. Es ist einer 
der wenigen Orte 

in Frankfurt der Platz für unkommerzielle Kulturveranstaltungen und 
politische Organisation bietet. Mit dem Cafe ExZess in Frankfurt am 
Main, in dem wir auch unseren regelmäßigen veganen Brunch 
veranstalten stand uns ein bekannter Ort zur Verfügung, der eine 
gute Infrastruktur für das Treffen mitbrachte. 


14 ? nablogi arg 


Im Rahmen der europaweiten Forderungen nach der Räumung und 
Schließung autonomer linker Zentren anlässlich der G20-Proteste ist 
auch das "ExZess", sowie die seit 34 Jahren besetzte "AU" in 
Rödelheim und das ehemalige Polizeigefängnis und nun autonome 
Zentrum "Klapperfeld" wieder in den Fokus der Öffentlichkeit 
geraten. In Zeitungsartikeln und Diskussionen im Stadtparlament 
und Ortsbeiräten werden Rufe nach Räumungen & 
Vertragskündigungen laut. In Frankfurt gibt es daher verschiedene 
Solidaritätserklärungen von Gruppen und Nachbarschaften, die die 
wichtige soziale Funktion der Zentren nutzen und für ihre Arbeit 
benötigen. Denn gerade in Frankfurt ist die Suche nach nutzbarem, 


bezahlbaren/kostenlosen Raum wegen der immens hohen Mieten und 
der fortschreitenden Gentrifizierung schwierig. Und das, obwohl 
unheimlich viel leer steht. Auch in der Woche vor dem Treffen gab es 
einige Aktionen, die auf den Bedarf nach Raum aufmerksam 
machten. So wurde am Freitag im Frankfurter Westend die so 
getaufte „Villa Metropolis“ kurzzeitig besetzt, um einen Film zu 
zeigen und so verschiedene Möglichkeiten der Leerstandnutzung 
aufzuzeigen. 

Als Rahmenprogramm des Treffens hatten wir, neben der 
Filmvorführung, eine Führung im ehemaligen Polizeigefängnis 
angestrebt. Außerdem gab es ein "linksradikales Kneipen-Quiz" und 
einen Spieleabend. Schon einige Zeit vor dem Treffen hat die Küfa- 
Gruppe EssKAlation aus Karlsruhe sich angeboten, auf dem Treffen 
für uns zu kochen. Das war ein super Angebot und hat unsere Arbeit 
als organisierende Gruppe enorm erleichtert. Vielen Dank nochmal 
für die leckere Versorgung! 

Für viele Menschen aus der Gruppe war dieses Treffen das erste als 
FdA-Gruppe. Für uns war es sehr spannend, die Diskussionsprozesse 
und Umgangsformen mal im realen Leben mitzuerleben. Die 
Debatten waren hochinteressant und wir haben viel gelernt. 
Insbesondere die Tatsache, dass es mehrere AGs mit eindeutig 
feministischer Ausrichtung gab, hat uns große Hoffnungen auf die 
Zukunft der Föderation gegeben. Die offenen Strategiedebatten 
waren ebenfalls sehr hilfreich, um Erfahrungen für unsere Arbeit 
auszutauschen und von den Erlebnissen anderer Gruppen zu lernen. 
Insgesamt waren die Debatten sehr fruchtbar und motivierend. 
Allerdings war es auch anstrengend, in so kurzer Zeit so viele 
inhaltliche Dinge zu besprechen. Doch das war es wert. Wir freuen 
uns auf das nächste FdA-Treffen! 
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Buchprojekt Anarcha-Feminismus: Aufruf zu 
Texteinreichungen 

Wir, die Gruppen Lila Lautstark aus Dortmund und about:fem aus Köln möchten ein Buch zu 
Anarcha-Feminismus erarbeiten. 


Von: about:fem & Lila Lautstark 

Die Idee entstand, da im deutschsprachigen Raum die 
Selbstbezeichnung als anarcha-feministisch wieder zuzunehmen 
scheint und wir gerne aktuelle Debatten und Standpunkte sammeln 
möchten. Das Buch soll kein erneuter historischer Abriss der 
Bewegungsgeschichte werden, sondern nach einer kurzen Einführung 
aktuelle (anti-)politische anarchistische und feministische Fragen 
bearbeiten, beantworten und aufwerfen. 

Dazu seid ihr gefragt: Wir freuen uns über Einreichungen zum 
Thema! Egal ob Sachtexte, Gedichte, Erfahrungsberichte, 
Zeichnungen,... wenn ihr Ideen habt, schickt uns eure Texte bis zum 
31.01.2018 an afem-buchprojekt@riseup.net. Dabei möchten wir 
versuchen, die Hierarchie zwischen Herausgeberinnen und 
Autorinnen möglichst gering zu halten, in dem Bewusstsein, dass sie 
dennoch existiert. Wir wünschen uns sowohl einführende als auch 
tiefgründigere Artikel. Uns geht es unter anderem darum, die eigene 
Bewegung zu kritisieren und Leerstellen zu füllen, aber auch darum, 
bürgerlich-feministische und linksliberale Debatten zu radikalisieren. 
Darüber hinaus sollen verschiedene Zugänge zu politischer Arbeit 
und persönlicher Entwicklung dargestellt werden. Dabei ist uns ein 
Sprachgebrauch wichtig, der auch außerhalb akademischer Kreise 
leicht verständlich ist. 

Wir freuen uns auch über andere Formen der Unterstützung: Teilt 
diesen Aufruf, meldet euch bei uns, wenn ihr Aufgaben wie 
beispielsweise Lektorat oder Satz übernehmen könnt, macht 
Solikneipen, um Spenden für das Projekt zu sammeln,... 

Themen, die wir gerne im Buch sehen würden, zu denen wir noch 
Autorinnen suchen, sind folgende: 



- Rassistische Ausschlüsse in feministischen, anarchistischen und 
linken Kreisen 

- Begriff “trans” aus antirassistischer/anti-kolonialer Perspektive 

- Rassismus in anarchistischen und feministischen Theorien 

- Kollektives Leben, Wohnen, Arbeiten 

- Anarcha-feministische Perspektiven auf Frei- und Schutzräume 

- Klassismus allgemein, im Anarchismus und im Feminismus 

- spezifisch anarcha-feministische Kritik des Kapitalismus 

- Feminismus und Anarchismus-Verbindungen und Widersprüche 

- Anarchistische Kritik an feministischen Strömungen 

- Anarchistische Kritik an feministischen Bündnissen mit 
diskriminierenden Gruppen 

- Gute Gründe, warum sich Feminist*innen zum Teil nicht 
anarchistisch nennen 

- Anarchismus, Feminismus & Antifa 

- Anarchismus, Feminismus & Realpolitik 

Ihr könnt uns gerne auch darüber hinaus anarcha-feministische 
Sichtweisen auf Themen, die euch wichtig sind, zuschicken. 

Für Rückfragen sind wir natürlich ansprechbar! 

•kick 

FAQ für Autor*innen 
Textsorten 

Erlaubt ist erst einmal alles, von Spruch, über Gedicht, Interview oder 
Erfahrungsbericht bis zum wissenschaftlichen Aufsatz. Beachtet aber 



Anzeige 


Anzeige 
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bitte, dass wir uns ein Buch wünschen, in dem möglichst viele Texte 
von möglichst vielen Menschen verstanden werden können. 
(—►Niveau) 

Ansprüche (Niveau) 

Wir wünschen uns ein Buch, das auch für Menschen ohne 
akademische Bildung und viel Erfahrung in 
queeren/feministischen/linken/anarchistischen Ausdrucksweisen 
verständlich ist. 

Deshalb wollen wir ein Glossar mit Fach- und Szenebegriffen 
machen, die in den Texten Vorkommen. Ihr könnt gerne schon 
Definitionen zu Begriffen aus euren Texten mit einreichen. Auch 
Fußnoten und andere Verweise sollten nur benutzt werden, wenn es 
nicht vermeidbar ist. Wir freuen uns aber über Quellen und Fesetipps 
zu den jeweiligen Themen, die am Ende des Textes stehen können. 
Damit wollen wir die Nachvollziehbarkeit der Positionen und 
transparente Überprüfbarkeit genannter Fakten ermöglichen. 


Themen haben, können Texte einreichen und erhalten von uns 
Rückmeldung dazu. Die Personen, die dies tun, sollten 
anarchistischen und feministischen beziehungsweise 
anarchafeministischen Ideen nahe stehen. Wir freuen uns auch über 
Einreichungen von Menschen, die sich in anderen Strömungen 
verorten würden, uns aber (kritisch-)solidarisch gesinnt sind. 


Aktueller Stand 

Die Idee zum Projekt gibt es seit 2016, jetzt, im Herbst 2017, legen wir 
so richtig los und machen das Buch auch zeitlich mehr zu unserer 
Priorität. Aktuell sind wir dabei Autorinnen zu suchen, Texte zu 
sammeln und selbst zu schreiben. 



afem-buchprojekt@riseup. net 


Wer? 

Alle Gruppen, sowie Einzelpersonen, die Interesse an den jeweiligen 


Ein paar Worte an meine Kritiker 


^ Von: Maurice Schuhmann 


Es freut mich, dass mein polemischer Beitrag aus der Oktoberausgabe 
der Gai Dao zur Diskussion führt und auch Reaktionen provozierte. 
Ich habe allerdings meine Zweifel, ob das Format der Gai Dao 
geeignet ist, diese Diskussion zu führen. Dennoch möchte ich kurz 
auf ein paar Aspekte eingehen. 

Ad „Einen Anarchismus bitte...“: 

Ich gehe damit konform, dass der Anarchismus stets darauf bedacht 
sein muss, Herrschaft zu kritisieren und zu bekämpfen. Damit bin ich 
völlig konform. Ich halte es aber für notwendig, dass diese 
Herrschaftskritik aus den theoretischen Grundlagen des Anarchismus 
und von dessen Basisüberlegungen her kommt. Dies sehe ich in den 
klassischen anarcha-feministischen Texten aus den USA (z.B. Carol 
Ehrlich und Peggy Kornegger) allerdings nicht. Zum anderen möchte 
ich mich auch dagegen verwehren, den Anarchismus auf die 
Herrschaftskritik zu reduzieren. Ich denke, dass dies eine Verkürzung 
dessen ist, was Anarchismus ausmacht. Hierzu zählen für mich u.a. 
Föderalismus und freie Assoziation. 

Was die Debatten um den Anarcho-Syndikalismus angeht, gestehe ich 
ein, dass es sehr kurz geraten ist - daher vielleicht zu verkürzt 
ausgedrückt ist. Die Auseinandersetzung mit dem Anarcho- 
Syndikalismus würde auch jetzt etwas den Rahmen sprengen und 
würde ich wenn gerne in einem anderen Rahmen darlegen. 

Ad „So wie es ist, darf es nicht bleiben!“: 

Ich muss dem Autoren gleich widersprechen. Ich meine Aussagen 


schon ernst. Es ist zwar richtig, dass ich das Wort „rein“ in 
Anführungszeichen gesetzt habe. Die „reine Lehre“ assoziiert man 
eher mit anderen Strömungen und ich wollte daher diesen Begriff 
nicht unreflektiert benutzen. Zum anderen ist mir aber kein besserer 
Begriff in den Sinn gekommen, um mein Vorstellung zu beschreiben. 

Die Kritik, die sich im dritten Abschnitt äußert („Schaue ich auf...“) 
geht an meiner Intention vorbei. Mir geht es darum, den Anarchismus 
als eine Theorie zu verstehen, d.h. es werden gewisse 
Grundannahmen getroffen, auf deren Grundlage mensch 
Rückschlüsse zieht, den aktuellen Zustand beschreibt, Herrschaft 
kritisiert und Gegenentwürfe entwickelt. Die Entwicklung dieser 
kann immanent nur auf Basis jener Fragmente logisch entstehen. 
Wenn ich einzelne Fragmente austausche oder negiere bzw. mit 
anderen Elementen versehe, komme ich automatisch zu anderen 
Ergebnissen. Hierfür fehlt mir bei vielen die Reflexionsebene. Es 
werden einzelne Facette der Basis mit unterschiedlichen 
Schlussfolgerungen, die auf völlig anderen theoretischen Grundlagen 
beruhen, zusammengewürfelt und es fehlt völlig eine Kohärenz, die es 
ermöglicht eine theoretisch fundierte Praxis zu entwickeln. 

Eine Weiterentwicklung des Anarchismus kann meiner Meinung 
nach nur stattfinden, wenn aus sich heraus die Grundlagen reflektiert 
und erweitert werden, aber nicht, wenn es zu einer unreflektierten 
Verbindung mit anderen Theorem kommt. Darauf bezieht sich auch 
mein - hier wertneutral benutzter - Begriff „rein“. 
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Was den Lifestyle-Anarchismus angeht, hoffe ich dir mit meinen auch 
nur sehr kurzen Ausführungen über Theorie eine Gegenposition 
offeriert zu haben. Der Lifestyle- oder Gefühlsanarchismus kann sich 
ja gerne als anarchistisch gebärden und anarchistische Positionen 
vertreten, aber mir geht es um einen theoretisch fundierten 
Anarchismus, der es ermöglicht gesellschaftliche Veränderungen 
herbeizuführen oder zumindest anzuregen. 


Ich denke, dass der Lifestyle- und Subkulturanarchismus sowie 
Neoanarchismus den Anarchismus zeitweilig zwar wiederbelebt hat, 
ihn aber gleichzeitig auch in eine neue Sackgasse geführt hat. 

Basierend auf den Reaktionen fände ich es spannend, wenn es 
vielleicht eine Sonderausgabe der Gai Dao zum Thema gäbe, wo die 
Beitragenden auch ein bisschen mehr Platz für Ihre Beiträge hätten. 


Anarchistische Perspektiven auf Wissenschaft 
zum Dritten 

Ein Kurzbericht zum Kongress 10.-12. November in Hamburg 


Von: Mona Alona 

Mitte November fand das dritte Jahr in Folge der Kongress 
„Anarchistische Perspektiven auf Wissenschaften“ statt. Die Frage 
vom Verhältnis von Wissenschaften und Anarchismus, weniger noch 
nach anarchistischen Einflüssen auf Wissenschaften wird in letzter 
Zeit lauter gestellt - allerdings wenig von Anarchistinnen selbst. 
Auch wenn der Kongress nicht zum Ziel hatte, sie zu diskutieren, fand 
durch ihn dennoch wieder eine Darstellung dessen dar, was 
Anarchist*innen forschen und wozu. Wenn es um anarchistische 
Perspektiven geht, ist es wichtig zu verstehen, dass diese nicht 
einfach „an sich“ vorhanden sind, sondern sich in kontroverser, aber 
gemeinsamer Diskussion um verschiedene Erfahrungen und 
Wahrnehmungen herausbilden. Das bedeutet, anarchistische 
Perspektiven sind selbst immer wieder neu zu entwerfen und 
weiterzuentwickeln, wenn sie nicht auf stumpfsinnigen Dogmen 
beruhen sollen, mit denen jedoch meiner Ansicht nach keine radikale 
Politik gemacht werden kann. Und: anarchistischer Perspektiven sind 
wichtig - angesichts des grauenhaften Zustandes der Gesellschaft, in 
welcher wir leben, stellt die Aufgabe eine „Bewegung der 
Bewegungen“ zu organisieren, welche Sozialrevolutionär wirksam 
wird, eine enorme Herausforderung dar. Die anarchistische 
Bewegung kann sie jedoch nur annehmen, wenn sie sich ermächtigt 
auch indem sie eigene Theoriebildung betreibt und diese nicht 
anderen überlässt... 

Freitagabend fanden sich schon die meisten der - über die Zeit 
hinweg vielleicht 120 Teilnehmenden - ein. Los ging es mit einem 
Vortrag von Gisela Notz zur „Kritik des Familismus“ und weiter mit 
der „Anwendbarkeit Immanuel Kants auf anarchistische Ethik“ von 
Alexandra Busch. Samstag sprach Vera Bianchi über den 
„Syndikalistischen Frauenbund“ und Attila Dezsi stellte seine 
Forschungen zu einer „kritischen Archäologie der Zeitgeschichte“ dar. 
Nachmittags fanden vier Workshops parallel statt, die alle gut besucht 
waren: „Feminismus und Anarchismus“, „(Anti-)Politik als 

anarchistisches Politikverständnis“ eine Einführung zu Gustav 


Landauer und ein Gesprächskreis zur „Überwindung des 
wissenschaftlichen Mainstreams“ waren die Themen. Siegbert Wolf 
sprach zur „Wissenschaftskritik Paul Feyerabends“ und Rene Gabriels 
zum „Verhältnis von Marxismus und Anarchismus“, bezogen auf 
konkrete Probleme unserer Zeit. Abends gab es noch dreimal Zecken- 
Rap auf die Ohren. Am Sonntag stellte Heiko Larsen seine 
Überlegungen zu „anarchistischer Erziehungskritik“ dar und Antje 
Schrupp wagte sich an „anarchistische Perspektiven auf heutige 
Feminismen“. Den Abschluss bildete eine Podiumsdiskussion mit vier 
ausgewählten Sprecherinnen, die sich jedoch ziemlich bald in eine 
allgemeine Diskussion im Hörsaal ausweitete... 

Begrüßenswert bei der Erstellung des Programms ist der Fokus auf 
feministische Themen und vor allem Frauen* als Sprecherinnen. 
Inwiefern es möglich wäre, für ein nächstes Mal noch einen Schritt 
weiter zu gehen und explizit auch Nicht-Deutsche als Vortragende 
einzuladen, kann ich nicht beurteilen. Herzlichen Dank jedenfalls an 
die Crew vom Cafe Knallhart, die uns mit Essen, Kaffee und 
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Getränken versorgt hat, sowie die Organisator*innen des Kongresses, 
welche wieder viel Zeit und Nerven in die Orga des Kongresses 
gesteckt haben! 

Wie erwähnt, finde ich die Diskussion um eigene anarchistische 
Theoriebildung wichtig, wenn Anarchistinnen sie nicht einfach „den 
Wissenschaften“, oder in ihr, „den“ Marxistinnen oder 
Poststrukturalistinnen überlassen wollen. Dass es dabei noch 
unheimlich viel Entwicklungsbedarf gibt, ist keine Kritik am 
Kongress, sondern stellt seine Notwendigkeit für einen Anfang 
dahingehend gerade heraus. Politisch-strategisch wäre es zur 
Erforschung und Verbreitung aktueller anarchistischer Denk- und 
Herangehensweisen erforderlich, ein anarchistisches Agitations- und 
Bildungsnetzwerk zu gründen, wie es sie in den USA mit dem 
„Institute for Anarchist Studies“ 1 seit 1996 oder in Großbritannien 
mit dem „Anarchist Studies Network“ 2 gibt. Wenngleich es in der 
BRD hierfür möglicherweise schwerere Bedingungen bestehen, als in 
den englischsprachigen Ländern, Frankreich, Spanien oder Italien, 


spricht dies nicht gegen den Versuch ein solches Netzwerk 
aufzubauen. Immerhin zeigte der Kongress wie auch im letzten Jahr 
sehr deutlich, dass es einige Menschen gibt, die sich mit 
anarchistischen Themen beschäftigen und sich als Teil einer solchen 
politischen Bewegung verstehen. Nicht alle, aber sicherlich einige von 
ihnen, wären dabei durchaus in der Lage und motiviert ihre Themen 
in der Öffentlichkeit anzubringen. Wenn dies gelingen sollte, wären 
allerdings regelmäßige Treffen notwendig, die über den Rahmen des 
Kongresses hinausgehen, insofern dort tatsächlich auch miteinander 
gearbeitet werden müsste. 

In jedem Fall schuf der Kongress als Ort der Begegnung einen 
geeigneten Raum, der hoffentlich in einem Jahr wieder geöffnet 
werden kann um weiteren Austausch zu ermöglichen. Auf der 
Homepage sollen demnächst noch einige Beiträge zum Kongress 
erscheinen: www.a-perspektiven.org. 


[ 1 ] https://anarchiststudies.org/ 

[ 2 ] http://anarchist-studies-network.org.uk/ 


Anmerkungen zum Interview mit Helge Döhring zur FKAD — Gäi Däo N° 83 November 2017 

1. Ich sagte auf Seite 25 , die FKAD-Prinzipienerklärung hätte nach 1919 keine weitere Auflage mehr erfahren. Quellen deuten jedoch auf eine 
Neuauflage aus dem Jahre 1924 hin mit 5.000 Exemplaren im Verlag „Der freie Arbeiter“. 

2 . Meine durch andere Quellen gestützte Aussage auf Seite 29 , wonach Erich Mühsam in Festungshaft von den repressiven Vorgängen in 
Sowjetrußland gegenüber Anarchisten und Syndikalisten zu wenig in Kenntnis gesetzt war, sollte anhand der Tagebücher Erich Mühsams 
einer Revision unterzogen werden. Wolfgang Haug weist in einer Besprechung von Mühsams Eintragungen ausdrücklich darauf hin, vgl: 
Syfo - Forschung & Bewegung, Nr. 7 ( 2017 ), S. 48 - 54 . 

Helge Döhring 
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Das herrschaftslose Prinzip - Ethik des Anar¬ 
chismus (Teil 2) 

Nachdem ich in der letzten Ausgabe (Gai Däo N°83) versucht habe die inhärente Ethik der 
anarchistischen Philosophie herauszuarbeiten, soll es nun darum gehen diese Ethik des 
Anarchismus als ein Prinzip, nämlich als das herrschaftslose Prinzip zusammenzufassen. 

yf Von: Benjamin 


„Jeder, der unter Unrecht und Ungerechtigkeit [...] leidet, sympathisiert 
instinktiv mit der Anarchie. [...] Alle, die Freiheit und Gerechtigkeit 
lieben, sollten zu ihrer Verwirklichung beitragen. eei 
(Alexander Berkman) 

II. Das herrschaftslose Prinzip 

Im Sinne dieser gewagten, fast prophetisch anmutenden aber schönen 
Worte Alexander Berkmans, möchte ich nun den zweiten Teil des 
Artikels beginnen. Es soll hier darum gehen, die Ethik des 
Anarchismus auf einen Grundwert herunterzubrechen und ein Prinzip 
zu begründen, welches im Grunde jeder Mensch in jeder 
Lebenssituation anwenden könnte. 

Herrschaftslosigkeit als essenzieller Wert 

Wie sich durch die bisherige Auseinandersetzung mit der 
anarchistischen Philosophie herausgestellt hat, findet sich in der 
Ablehnung der Herrschaft von Menschen über den Menschen der 
essenzielle Wert der anarchistischen Ethik. Herrschaftslosigkeit als 
idealer Wert scheint die Richtlinie aller anarchistischen Praxis 
darzustellen. Es handelt sich hierbei zwar um einen negativen 
Freiheitsbegriff: Freiheit von Herrschaft, Gesellschaftsordnung ohne 
Regierung, Wirtschaft ohne Ausbeutung, Beziehungen frei von Gewalt 
usw., im Gegensatz zur historisch-materialistischen Anschauung ist 
jedoch in der anarchistischen Philosophie die Gestaltung zugunsten 
der Freiheitlichkeit, also Leben in positiver Freiheit auch schon 
innerhalb des Ganzen möglich: Frei sein zum selbständigen Denken, 
frei sein um in gerechter Gesellschaftsordnung zu leben, füre inander 
solidarisch sein. 

Diesem Grundwert, diesem Wesen des Lebens, der Freiheitlichkeit 
stehen die negativen Werte Herrschaft, Ausbeutung und Gewalt 
entgegengesetzt. Für diese Anschauung sozialer Verhältnisse bedarf es 
einem Mittel, durch dessen Hilfe es möglich ist, das jeweilige 
Verhältnis der beiden entgegengesetzten Pole oder Kräfte zu messen. 
Ähnlich einem Thermometer, welches angibt wie heiß bzw. kalt es 
z.B. in einem Raum ist, oder einem Messgerät, welches das jeweilige 
Verhältnis verschiedener Elemente in einem Teich anzeigt, könnte ein 
ethisches Prüfmittel jedem Menschen dabei helfen den Grad an 
Freiheitlichkeit bzw. Herrschaft in einer jeden Sphäre und Institution 
zu bemessen, diese dementsprechend zu be- und verurteilen und die 


Verhältnisse zugunsten der Freiheitlichkeit zu verbessern. 

Das herrschaftslose Prinzip als Prüfmittel 

Hierzu eignet sich das herrschaftslose Prinzip, welches Herrschaft 
prinzipiell ablehnt und Freiheitlichkeit prinzipiell befürwortet. Um 
jedoch wirklich alle sozialen Verhältnisse überprüfen zu können, 
handelt es sich hierbei um ein universales Prinzip, das jeder Mensch 
anwenden kann, um eine radikale Kritik an jedem repressiven 
Verhältnis innerhalb jeder sozialen, politischen oder wirtschaftlichen 
Institution vornehmen zu können. Die Repression im jeweiligen 
Herrschaftsverhältnis kann so verurteilt und die Situation zugunsten 
der Freiheitlichkeit verbessert werden. Um dieses Prinzip jedoch auch 
schlüssig beweisen zu können, hier das Argument. Gehen wir 



einerseits davon aus, dass jeder Mensch das Recht hat in einer 
gerechten Gesellschaftsordnung ein freies und gleichwertiges Leben 
zu führen und andererseits davon, dass Herrschaft dieses Recht 
bedroht, indem es verhindert, dass Menschen ein freies und 
gleichwertiges Leben führen können, müssen wir daraus zunächst 
schließen, dass Herrschaft mit einer gerechten Gesellschaftsordnung 
unvereinbar ist. Um eine solche gerechte Gesellschaftsordnung also zu 
gewährleisten, sollte Herrschaft in all ihren Erscheinungsformen 
verurteilt und bekämpft werden. Um aber bestehende ungerechte 
Verhältnisse verurteilen und bekämpfen zu können, bedarf es einem 
Prinzip, das Herrschaft radikal ablehnt. Da das herrschaftslose Prinzip 
ein solches Prinzip darstellt, eignet es sich hervorragend, um eine 


[ 1 ] Berkman, Alexander: ABC des Anarchismus. Moers: Syndikat A, o.J., S.18, Z.8-14 
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gerechte Gesellschaftsordnung zugunsten der Freiheitlichkeit aller zu 
gestalten. 

Verwirklichung von Herrschaftslosigkeit 

Was diese Umgestaltung konkret bedeuten kann, möchte ich nun 
erläutern. Ich will zeigen, inwiefern Herrschaftslosigkeit 
(Freiheitlichkeit ) in den einzelnen Sphären tatsächlich verwirklicht 
werden kann. Um diesem Ideal zu 
entsprechen, also frei von Herrschaft 
bzw. Ausbeutung zu sein, müsste 
bspw. jede Wirtschaft 

(Weltwirtschaft, Betriebswirtschaft, 

Landwirtschaft, etc...) 

notwendigerweise egalitär und 
distributiv organisiert sein. 

Außerdem müsste ein 

Wirtschaftssystem die Rechte aller 
Akteure und Arbeiterinnen nicht 
nur schützen, sondern in jedem Falle 
diese auch in die 

Entscheidungsprozesse 
miteinbeziehen. Ist dies nicht 
gewährleistet, dürfen sich die 
Arbeiterinnen legitim selbst 

organisieren. Hierfür gibt es 
besonders in der anarchistischen 
Geschichte etliche erfolgreiche 
Beispiele, wie bspw. die 
Kollektivbetriebe der spanischen 
Kommunen in den 30ern. Zudem 
könnte im Sinne eines 

Kommunitarismus bzw. Föderalismus 
das Risiko wirtschaftlicher 
Ausbeutung verringert bzw. 
verhindert werden. Hierzu sind v.a. 
die Schriften Proudhons, Kropotkins, 

Bookchins und die der zapatistischen und kurdischen Bewegungen zu 
empfehlen. In der politischen Sphäre müsste es darum gehen, 
Ausbeutung und Herrschaftsstrukturen zunächst einmal offen zu 
legen, um sie dann zu verurteilen und so weit es geht zu bekämpfen. 

Auch der Institution Kirche und einem fatalen Fehlglaube an religiöse 
Autoritäten könnte so mit radikaler Nicht-Anerkennung begegnet 
werden, um vielleicht die wichtigen ethischen Impulse von Religionen 
retten zu können, diese dann aber diskursiv mit Allen neu zu 
vereinbaren und von unnötigen hierarchischen Strukturen zu 
befreien. Ein krasser und bezeichnender Gegensatz zwischen einer 
katholischen Messe bspw. und einem Plenum besteht offensichtlich 
schon in der hierarchischen Struktur der Institution Kirche, in der es 
nur einen Gott gibt, nur ein Wort Gottes und nur wenige 
Priester*innen, die im „Auftrag“ Gottes den Leuten etwas zu sagen 
haben. Jene haben schon institutionell nicht die Möglichkeit in einen 
Dialog zu treten, geschweige denn eine Religionskritik zu äußern. So 


bleibt handlungstheoretisch den Meisten am Ende nur die Beichte, 
das Ja und das Amen übrig. Ähnlich diesem Beispiel könnten alle 
politischen Institutionen kritisiert werden und die soziale Struktur in 
ihnen verbessert werden oder falls es sich um eine 100% repressive 
Institution wie z.B. dem Militär handelt, sogar gänzlich verworfen 
werden. Dies könnte zwar auch im Sinne einer deliberativen 
Demokratietheorie oder Reformbewegung geschehen. Andererseits 

verschwinden bestimmte repressive 
Verhältnisse nicht ohne 

langwierigen, konsequenten Einsatz 
und politische Kämpfe wie es die 
feministischen, queeren-, 

antirassistischen, antikolonialen und 
antifaschistischen Bewegungen 

bewiesen haben. 

Das Wesen der sozialen Sphäre mit 
ihren Institutionen Familie, 
Freundschaft und Intimbeziehung 
scheint eine besondere Aufgabe an 
die Einzelnen zu stellen, die dort 
durch ihr Handeln gemeinsam 
versuchen müssten, Beziehungen zu 
begründen bzw. auszuhandeln, die so 
freiheitlich wie möglich wären. Auch 
wenn in diesem Bereich eine gewisse 
psychologische Struktur mit 
hineinspielt, hilft auch hier das 
herrschaftslose Prinzip um 
Ausbeutung, Herrschaft und Gewalt 
eine klare Absage zu erteilen. Denn 
diese gilt es auf allen Ebenen, in 
allen Sphären und Institutionen zu 
verhindern. Das Private bleibt 
politisch. Wie im Einzelnen die 
Umgestaltung jeweils funktionieren 
soll, müssen wir zwar letztendlich selbst entscheiden und aushandeln, 
das herrschaftslose Prinzip jedoch kann, wenn wir es annehmen, ein 
radikales und universales emanzipatorisches Mittel sein, um ein 
freies, gleiches und gerechtes Leben für uns alle in jeder Situation zu 
ermöglichen. 

Schlusswort 

In der anarchistischen Philosophie, insbesondere der anarchistischen 
Ethik, findet sich also ein essenzielles Prinzip, das einen unschätzbar 
hohen und emanzipatorischen Wert besitzt. Es lohnt sich daher für 
jede*n sowohl die (Wieder-)Entdeckung des Anarchismus als auch 
das gemeinsame Fortschreiten in Richtung Freiheitlichkeit auf allen 
Ebenen zu fördern. Das grundlegende Bedürfnis aller Menschen nach 
einem glücklichen Leben in Wohlstand, Frieden, Freiheit, Gleichheit 
und Gerechtigkeit gilt es weiterhin überall und immer wieder zu 
unterstützen und zu verteidigen. Möge uns das herrschaftslose Prinzip 
dabei eine Hilfe sein. 
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100 Jahre rote Mythologie - Einige Gedankensplitter 
zum Jahresabschluss 


Die Oktoberrevolution in Russland war ein großes Ereignis und viel größer noch ihre Folgen für 
alle internationalen sozialistischen Strömungen. Auch Anarchistinnen standen den 
revolutionären Entwicklungen zunächst ambivalent gegenüber, da unklar war, welche Folgen die 
Übernahme der Staatsmacht durch die Bolschewiki haben würde. In der heutigen linken 
Geschichtsschreibung gibt es einige positive Veränderungen, auch wenn die 
Auseinandersetzungen um Deutungen weiter geführt werden. Grund genug also, sich 
dahingehend einen anarchistischen Input zu verschaffen! 

Von: Jens Störfried . 


Wie wahrscheinlich viele Personen, denen die Bewusstseinsbildung 
einer - im weiten Sinne - sozialistischen politischen Weltanschauung 
ein Anliegen ist, weil sich diese immer wieder neu vollziehen, 
erneuert und vorangebracht werden muss, wollte ich das Jahresdatum 
der Russischen Revolutionen zum Anlass nehmen, mich mit diesem 
Ereignis noch einmal selbst auseinanderzusetzen. Die eine oder 
andere Kenntnis besaß ich bereits, aus der genüsslichen Lektüre des 
dritten Bandes von Emma Goldmans Gelebtes Leben 1 und auch Victor 
Serges Erinnerungen eines Revolutionärs 2 . Beide waren als 
Anarchistinnen im revolutionären Russland aktiv, welches sie aus 
den USA bzw. Frankreich erreichten - die eine nach dem „Anarchist 


Exclusion Act“ deportiert, der andere aus einem Internierungslager 
durch einen Gefangenenaustausch abgeschoben. Beide rechneten auf 
ihre Weise mit dem autoritären Kommunismus in Gestalt der 
bolschewistischen Partei-Diktatur ab, nachdem sie diese zuvor aus 
Überlegungen zur Notwendigkeit revolutionärer Gewalt usw. im Zuge 
der Bedrohung der Revolution durch die kapitalistischen Staaten und 
die zaristischen Konterrevolutionäre verteidigt hatten. Ebenfalls 
aufschlussreich berichtet Alexander Berkman, welcher in seinem 
Tagebuch aus der Russischen Revolution 1920-1922 zu Beginn mit 
quasi-religiösem Pathos davon schrieb, seine Ankunft in Russland 
wäre der schönste Tag in seinem Leben gewesen. Und anschließend 


[ 1 ] Emma Goldman, Gelebtes Leben, 2. Auflage, Berlin 1990. 

[2] Victor Serge, Erinnerungen eines Revolutionärs 1901-1941, 3. Auflage, Hamburg 1977. 
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folgen die Worte der Enttäuschung und Verzweiflung über die 
tatsächlichen Entwicklungen. 3 4 Aber dies geschah eben erst später, 
nach den eigenen schmerzlichen Erfahrungen in der sozialen 
Revolution, für die die drei eintraten. Victor Serge „beichtet“, 
nachdem er das Angebot von Maxim Gorki (einem ebenfalls 
Bolschewismus-kritischen, aber dennoch für diesen parteiischen, 
sozialrevoluionären Intellektuellen) an der Herausgabe von 
„Weltliteratur“ mitzuarbeiten, angenommen hatte: 

„Mein Entschluss war gefasst, ich wollte weder gegen die Bolschewiken 
stehen noch neutral sein. Ich wollte auf ihrer Seite sein, aber frei und 
ohne auf ständiges Denken und Kritik zu verzichten. Zu den großen 
revolutionären Karrieren hätte ich leicht Zugang gehabt, ich beschloss 
sie zu meiden und sogar, soweit es möglich sein würde, jene Funktionen 
zu meiden, mit denen die Ausübung von Autorität verknüpft ist: andere 
gefielen sich so sehr, dass ich meine Haltung für erlaubt hielt; sie war 
natürlich falsch. Ich wollte auf Seite der Bolschewiken stehen, weil sie 
zäh, ohne den Mut sinken zu lassen, mit großartiger Begeisterung, mit 
überlegter Leidenschaft, das Notwendige taten; weil sie die einzigen 
waren, die es tun konnten, da sie alle Verantwortung und alle Initiative 
übernommen hatten und eine erstaunliche Seelenstärke bewiesen. Sie 
täuschten sich gewiss in mehreren wesentlichen Punkten: in ihrer 
Intoleranz, in ihrem Glauben an die Verstaatlichung, in ihrer Neigung 
zur Zentralisierung und zu Verwaltungsmaßnahmen. Aber wenn sie mit 
geistiger Freiheit bekämpft werden sollten, dann musste es mit ihnen 
geschehen, in ihren Reihen. Schließlich konnte es sein, dass alle diese 
Übel vom Bürgerkrieg, von der Blockade, von der Hungersnot 
herrührten und dass die Heilung von selbst kommen würde, wenn es uns 
gelang, zu überleben. 

Darin hatte sich Serge grundsätzlich getäuscht. Dennoch ist die 
Konstruktion eines „reinen Anarchismus“, der schon von Anbeginn 
an mit den Bolschewisten verfeindet gewesen wäre, als historisch 
falsch anzusehen - zumindest, was die ersten Jahre der Revolution 
angeht. Als einer der Wendepunkte kann der Gründungskongress der 
„Roten Gewerkschafts-Internationale“ im Juli 1921 gelten, bei 
welchem durch die bolschewistische Parteiführung versucht wurde, 
unter anderem syndikalistische Gewerkschaften für ihren autoritären 
Staatskommunismus zu instrumentalisieren, während zur gleichen 
Zeit - neben verschiedenen anderen politischen Kontrahenten, 
Oppositionellen und Unpassenden - zahlreiche AnarchisDinnen und 
Syndikalist*innen inhaftiert oder bereits durch die sowjetische 
Terrororganisation „Tscheka“ ermordet worden waren. 

Wie Philippe Kellermann ausgiebig und anhand verschiedener 
Originaltexte darstellt, war das Verhältnis von Anarchist*innen 
gegenüber der bolschewistischen Partei äußerst ambivalent und - 
obwohl sie stets kritisch waren - keinesfalls nur von Abneigung 
geprägt 5 6 7 . Dafür stehen sie wahrscheinlich beispielhaft für all jene 
tausende Aktivistinnen der anarchistischen Bewegung in Russland 


oder weltweit, die sich zu den ersehnten aber verworrenen 
revolutionären Entwicklungen am Ende der Katastrophe des ersten 
Weltkrieges positionieren mussten. Dem widerspricht jedoch 
keineswegs, im Nachgang eindeutigere Positionen zu den politischen 
Ereignissen in der Vergangenheit zu beziehen, eben um für heutige 
politische Praktiken Entscheidendes zu lernen. In diesem Sinne 
schreibt Hendrik Wallat über Staat oder Revolution. Aspekte und 
Probleme linker Bolschewismuskritik: 

„Wir sind Erben einer untergegangenen Epoche. Die Erinnerung an 
kommunistische und anarchistische Dissidenz dient daher weder der 
Etablierung einer Gegentradition, die über das Elend der Gegenwart 
abstrakt und unhistorisch hinweg hilft, noch zu einer Flucht in eine 
rosige Vergangenheit, die von ihrem realen Schrecken befreit. Die 
Erinnerung verdrängter Alternativen ist kein Schlüssel für die Zukunft 
und dient auch nicht der Verherrlichung einer vergangenen Epoche. [...] 
Der Weg zu dieser alternativen Vergangenheit und einer ihre 
entsprechenden Zukunft kann aber nur bestritten werden, wenn zuvor 
die Vergangenheit, die unsere Gegenwart geworden ist, schonungslos 
angenommen wird, was auch Bedingung für die Wiedergewinnung 
einer anderen als der gegenwärtigen Zukunft ist: Wer am 
Kommunismus als Inbegriff radikaler Freiheit festhalten will, ihn zu 
aktualisieren versucht, wird der radikalen Unfreiheit des historischen 
Kommunismus nicht mehr entfliehen können und ein erdrückendes 
Erbe annehmen müssen, aus dem keine wie auch immer sich 
begründende (in)direkte Apologie, kein Taktieren und keine nominelle 
Umetikettierung zu entkommen helfen [...]. % 

Trotz der verworrenen Situation der verschiedenen politischen 
Gruppierungen, dem schrecklichen sozialen Elend, permanenter 
äußerer Bedrohung und innerer Widersprüche war die Russischen 
Revolution dennoch ein Hoffnungsmoment und Sehnsuchtsobjekt für 
fast alle Sozialist*innen weltweit. Ob ihr im Versuch zur Etablierung 
einer realen Gesellschaft der Freiheit, Gleichheit und Solidarität, 
möglicherweise wirklich die Chance auf eine langanhaltende 
gesamtgesellschaftliche Emanzipation gelegen hat, darüber hat Bini 
Adamczak einige kluge Worte in ihrem neuen Büchlein zu verlieren: 
„Drei zentrale Forderungen wurden im Jahr 1917 in Russland laut - 
und immer lauter. Sie waren keine Erfindungen der Kommunistischen 
Partei Russlands [...], sie kamen von den Straßen und den Äckern, aus 
den Schützengräben, Warteschlangen und Fertigungshallen. Doch die 
Bolschewiki griffen sie auf, fassten sie in Parolen und druckten sie auf 
Flugblätter. Nicht zuletzt deshalb wurde die Kommunistische Partei in 
kürzester Zeit zur stärksten Fraktion der Revolution. Die Forderungen, 
deren Erfüllung von der Revolution erwartet wurde lauten Fand!', 
Frieden!' und Alle Macht den Räten!' [...] Entlang der drei Forderungen 
lässt sich fragen, welche Auswege die Revolution hatte, um jene 
Sackgassen zu umgehen, die entweder in der Niederlage oder im 
Scheitern enden. ir] 


[3] Bini Adamczak, Der schönste Tag im Leben des Alexander Berkman. Vom womöglichen Gelingen der russischen Revolution, Münster 2017, S. 7-16. Das neu erschienene Buch ist überaus 
lesenswert und inspirierend. Am Titel zeigt sich, dass auch erneuerte Kommunist*innen - als die sich Adamczak versteht - sich nicht mehr rein in Abgrenzung, sondern sogar positiv auf 
Anarchismus beziehen. Dies könnte selbstverständlich auch eine Strategie sein, um unorganisierte Anarchist*innen in ein kommunistisches Projekt hinein zu locken. Solche politische 
Konkurrenz finde ich legitim, insofern es an Anarchist*innen wäre, bessere Argumente und attraktivere funktionierende Organisationensformen zu finden als andere. 

[4] Serge, Erinnerungen, S. 90. 

[5] Philippe Kellermann (Hrsg), Anarchismus und Russische Revolution, Berlin 2017. und: Philippe Kellermann, Zur Wahrnehmung der Oktoberrevolution und des Bolschewismus im 
internationalen Anarchismus 1917 bis 1923; auf https://www.rosalux.de/fileadmin/rls_uploads/pdfs/Materialien/Materialien22_Roter_Oktober.pdf 

[ 6 ] Hendrik Wallat, Staat oder Revolution. Aspekte und Probleme linker Bolschewismuskritik, Münster 2012, S. 9. 

[7] Adamczak, Der schönste Tag, S. 55f. 
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Ich schreibe diesen Beitrag jedoch nicht, weil ich selbst eine 
Ergänzung zur Betrachtung und Bewertung linker Geschichte 
hinzufügen will, wozu schon vieles gesagt wurde. Vielmehr glaube ich 
und erlebe es leider auch, dass selbst manche Anarchist*innen, 
zumeist aber Leute, die meinen einen freiheitlichen Kommunismus 
oder Sozialismus zu vertreten, immer wieder Zuflucht zu einem 
verzerrten Idealbild der Oktoberrevolution nehmen, die „leider“ 
gescheitert sei. Eine historisch genaue Untersuchung revolutionärer 
Entwicklungen ist zweifellos wichtig, um nicht einfach seinem 
politischen Bauchgefühl zu folgen - welches eben gerade der Grund 
ist, warum offenbar viele Anarchist*innen die Bolschewiken zu 
Beginn teilweise unterstützten. Zunächst halte ich es aber von 
Bedeutung zu klären, unter welchem Blickwinkel und warum ich mir 
etwas anschaue. 

Um mir dahingehend einen vernünftigen Input zu holen, las ich also 
eine Textsammlung von Rudolf Rocker, nämlich Der Bankrott des 
russischen Staatskommunismus 8 . Und dabei gebe ich zu, dass es mir 
ein Bedürfnis war, mich selbst „auf Linie“ zu bringen. Ich wollte mich 
vom elendigem Hin- und Hergerissen-Sein zwischen eigenen 
politischen Idealen aber dem gleichzeitigen Wissen um die 
Widersprüchlichkeit sozialrevolutionärer Politik und ihren 
Anforderungen loslösen - ohne mich jedoch auf die Seite der „Wir- 
hatten-ja-schon-immer-Recht“-Fraktion zu stellen. Weil sie dies 
behauptet, muss sie meiner Ansicht nach immer schon falsch liegen. 
Ich suche also nach Inspiration, dass heißt, für mich liegt die 
Wahrheit von Rockers Worten nicht in diesen selbst, sondern in 
seiner Gesamtaussage. Diese kann wiederum selbst überprüft werden, 
was aber nicht das Anliegen dieses Textes ist... 

Schon 1921 hatte sich Rocker als führende Persönlichkeit des 
deutschsprachigen und auch internationalen Anarcho-Syndikalismus 
von der „bolschewistischen Staatspolitik“ losgelöst. Und zwar nicht, 
weil er eben Anarchist war, sondern, weil ihn äußerst beunruhigende 
Berichte aus dem sowjetischen Russland und seiner Einflusssphäre 
erreicht hatten (Die Sowjetunion selbst wurde erst durch die 
bolschewistische Staatsführung Ende 1922 deklariert) 9 . In diesem 
Sinne schreibt er: 

„Es waren keineswegs die furchtbaren wirtschaftlichen Verhältnisse in 
Russland, die alle diese Männer und Frauen [= anarchistische 
Revolutionäre, die aus Russland zurückgekommen waren und davon 
berichteten] zu einer Änderung ihrer früheren Ansichten bewegt hatten, 
sondern in erster Linie die erstickende Atmosphäre eines unerträglichen 
Despotismus, der heute wie eine dicke Wolke über Russland lagert, und 
dem es Vorbehalten blieb, die schlimmsten Auswüchse des alten 
Zarismus auf die Spitze zu treiben. Die rücksichtslose Unterdrückung 
jedes freien Gedankens, die Abwesenheit aller Garantien, welche die 
persönliche Freiheit wenigstens innerhalb gewisser Grenzen 
gewährleisten, wie dies sogar in kapitalistischen Staaten der Fall ist, die 
Beraubung der Arbeiter von allen Rechten, die ihnen allein die 
Möglichkeit geben, ihre eigenen Ansichten und Meinungen 


kundzugeben, wie die Versammlungsfreiheit, das Streikrecht usw., die 
scheußliche Entwicklung eines Polizei- und Spionagesystems, das wohl 
alles übertrifft, was auf diesem so dunklen Gebiet je geleistet wurde, die 
Lotterwirtschaft der Kommissare und die blinde Routine einer geistlosen 
Beamtenhierarchie, die jede selbständige und lebendige Regung in den 
Massen längst erstickt hat, - dies und vieles andere, was sich heute nicht 
mehr so kunstvoll verhüllen lässt wie früher, sind die Erscheinungen, 
die vielen die Augen geöffnet haben, die früher hoffnungslos der 
allgemeinen Hypnose unterlegen waren.“ ( Rocker, S. 19) 

Bestärkend ist die Klarheit mit der Rocker seine Analyse vorbringt 
und seine unbestechliche Haltung den „Moskauer Diktatoren“ 
gegenüber, während sich die allermeisten Personen der 
Arbeiter*innenbewegung mit den Bolschewiki entweder 
bedingungslos oder kritisch solidarisierten. Dies taten sie nicht 
zuletzt, weil die bolschewistische Propaganda es sehr gut verstand, 
Tatsachen zu verbergen und zu verdrehen und ihr Machtapparat und 
die persönlichen Abhängigkeiten in ideologischer Hinsicht der 
katholischen Inquisition oder bürgerlichen Staatsterroristen in der 
Französischen Revolution, den Jakobinern, nichts nachstanden. 
Außerdem fehlte es schlichtweg an Informationen über die 
tatsächlichen Vorgänge in Russland und das Anarchist*innen in 
Sowjet-Russland eingekerkert und ermordet wurden, konnte selbst 
der engagierte Erich Mühsam nicht glauben, wie Helge Döhring 
Interview in der letzten Gaidao darstellte 10 . Rocker stellt unterdessen 
in seinen Aufsätzen unmissverständlich klar, dass die 
Machtergreifung der Bolschewiki, der sozialen Revolution der 
Arbeiterinnen und Bäuerinnen grundsätzlich entgegensteht und 
deswegen nur mit massiver Repression durchgesetzt werden konnte. 
Ihre wahnhafte Eigenlogik musste zum sich um jeden Preis selbst 
erhaltenden Totalitarismus führen. Aufgrund der Ausrottung und 
Abwendung der meisten Unterstützerinnen der vormaligen sozialen 
Revolution, die eine sozialistische Organisation der industriellen und 
landwirtschaftlichen Betriebe und des Räte Systems hätten praktisch 
umsetzen können, führten die Bolschewiki schließlich aus 
wirtschaftlicher Notwendigkeit den Staatskapitalismus ein. 
Dementsprechend folgert Rocker: 

„Was wir in Russland heute vor sich gehen sehen, ist der 
Zusammenbruch eines Systems. Es ist die Bankrotterklärung des 
Staatssozialismus in seiner schlimmsten und abschreckendsten Gestalt. 
Dabei spielt der persönliche Charakter oder die von vielen behauptete 
Charakterlosigkeit der handelnden Personen in diesem Drama eine 
Rolle von untergeordneter Bedeutung. [...] Der große Opportunist Lenin 
fühlt das sehr gut, obwohl er es nicht offen auszusprechen wagt. Er 
weiß, dass das bolschewistische Experiment unwiderruflich Schiffbruch 
gelitten hat und dass keine Macht der Welt imstande ist, das 
Geschehene ungeschehen zu machen. Aus diesem Grund ruft er den 
internationalen Kapitalismus zu Hilfe, da ihm jeder andere Weg 
verschlossen ist.“ ( Rocker, S. 21) 

Was wir von Rockers Analyse und den Kämpfen sozialer 


[ 8 ] Rudolf Rocker, der Bankrott des russischen Staatskommunismus, Wien 2012; auch bei black mosquito: https://black-mosquito.org/rudolf-rocker-der-bankrott-des-russischen- 
staatskommunismus.html.html 

[ 9 ] Eine kurze Zusammenfassung der Schriften von Rocker gibt: Hendrik Wallat, 90 Jahre Bankrott des Staatskommunismus. Eine Erinnerung an verdrängte Einsichten und vergessene 
Schriften, in: Phase 2, Zeitschrift gegen die Realität, Nr. 40; auf http://phase-zwei.org/hefte/artikel/90-jahre-bankrott-des-staatskommunismus-110/ 

[ 10 ] Graswurzelrevolution bezeichnte sich auf ihrer Internetseite als „gewaltfrei, radikal-demokratisch, antiautoritär, sozialistisch“ und besteht seit 45 Jahren. Für mehr Information: 
http://www.graswurzel.net/ 
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Revolutionäre heute lernen können ist nicht nur das Denken in 
großen geschichtspolitischen Zusammenhängen, sondern spielt sich 
vielmehr in den kleinteiligen politischen Auseinandersetzungen ab, 
die wir auch heute in unseren Kämpfen insgesamt, aber auch der 
linken politischen Szene führen. Links sein ist eben kein Kriterium 
dafür, an sich auf der richtigen Seite zu stehen und deswegen für die 
immerhin moralisch gerechtfertigte Sache einzutreten. Aus diesem 
Grund ist eine unermüdliche Kritik linker Denkweisen, 
Eigendynamiken und Organisationen für die Verwirklichung der 
sozialen Revolution von anarchistischer Seite heute genauso wichtig 
wie vor hundert Jahren. Um dem nachzugehen setze ich sieben 
Kerngedanken, die sich für mich aus der Lektüre von Rockers 
Schriften ergeben: 

I Verklärungen entschleiern - linke Mythenbildung dekonstruieren 

Auch wenn es 100 Jahre her ist und sich tatsächlich einiges in der 
linken Geschichtsbetrachtung getan hat, suchen Linke immer wieder 
nach Ursprungsmythen an denen sie sich erbauen und krampfhaft 
festhalten wollen. Selbst Antiautoritäre sind dieser Tendenz nicht 
abgeneigt, weil sie wie alle ein verständliches und berechtigtes 
Bedürfnis nach Rebellion und Fluchtpunkten einer heileren Welt 


haben. Dazu ein Beispiel aus der jüngsten Vergangenheit: Am 14. 
Oktober kam es zu einem antifaschistischen Gedenkkonzert in der 
Berliner Zionskirche. Anlass dazu war der Nazi-Überfall am 
17.10.1987 auf ein Punkkonzert der Bands „Element of Crime“ und 
„Die Firma“ in eben dieser Kirche im damaligen Ost-Berlin. Nach 
diesem brutalen Ereignis war die DDR-Staatsführung gezwungen 
zuzugeben, dass es im angeblich „antifaschistischen“ sozialistischen 
Staat eine stabile Neonazi-Szene gab, welche regelmäßig Angriffe auf 
Migrant*innen, Alternative und Punks durchführte. Wie auch immer, 
es handelte sich beim Gedenkkonzert - auch im Zusammenhang mit 
der DDR-Oppositionsbewegung „Kirche von unten“ und der 
Punkszene - um ein bedeutendes antifaschistisches Ereignis. 


Überhaupt war das Setting „Punkkonzert in Kirche“ für sich 
genommen schon eine inspirierende Angelegenheit. Denn gerade aus 
einer Religions- und Kirchen-kritischen Einstellung heraus, hat es 
einen ganz eigenen Charme, vor einem Altar Punk zu spielen und die 
Akustik in einem solchen Gebäude wirken zu lassen. Insofern hatte 
das Ereignis für mich eine angemessene feierliche Atmosphäre. Die 
Stimmung baute sich während die drei Bands spielten so nach und 
nach auf und steigerte sich mit Anzahl der von vielen 
hineingeschmuggelten Biere. Alles war insofern wunderbar bis die 
letzte Band „Max.Antikrist“ ganz am Ende ihres Konzertes bei rotem 
Lichtschein eine Aufnahme der „Internationalen“ abspielte. Sicherlich 
taten sie dies zur Provokation, um das Setting Kirche/Punk vollends 
auszureizen - wobei sie offensichtlich wenig Ahnung davon hatten, 
dass beide Pole in der DDR-Opposition eben nicht konträr gegenüber 
standen, sondern in einem autoritären Staat mit einem streng 
konformistischem Lebensgefühl durchaus aufeinander angewiesen 
waren. Deswegen verfehlte die Provokation einen in diesem Kontext 
irgendwie sinnvollen Zweck vollständig. Denn kein politischer Punk 
hätte 1987 die DDR als den besseren Staat abgefeiert, geschweige 
denn die autoritäre Ideologie des sowjetischen Staatskapitalismus 
unter der sie ausgegrenzt und bisweilen auch hart verfolgt und 
eingeknastet wurden. Ein kritisches Verständnis dafür 
habe ich bei den meisten Teilnehmenden keineswegs 
gesehen, sondern lediglich ein Schulterzucken und 
Hinnehmen, teilweise einen positiven Bezug auf diesen 
absoluten Fail linken Gedenkens, wie es sich in Berlin 
alljährlich am 8. Mai im Treptower Park wiederholt. 

Was war also geschehen, dass ein historisch wichtigstes 
und schön inszeniertes Punkkonzert in der Zionskirche 
seine eigentliche Intention am Schluss dermaßen 
untergraben hat? Meiner Ansicht nach handelt es sich 
ganz eindeutig um die nach wie vor stattfindende 
unsägliche Verklärung der DDR als dem vermeintlich 
besseren Deutschland, einer grundsätzlich 
problematischen linken Mythenbildung, die sich 
keineswegs weniger wiederholt, je länger die 
Annektierung durch die BRD her ist. Dieser Einhalt zu 
gebieten und sie zu entschleiern, gelingt nur, wenn 
mensch einerseits die linken Sehnsüchte versteht und 
einen emanzipatorischen Umgang mit ihnen finden 
kann, andererseits aufhört, sich bewusst oder unbewusst über das 
Wesen des Staatssozialismus hinwegzutäuschen. Auch wenn dies auf 
vermeintlich ironische Weise geschieht, um die Verantwortung für 
die Verwendung derartiger Symboliken abzustreiten. Und dies auch, 
beziehungsweise gerade, wenn die Enttäuschung von Ostdeutschen 
gegenüber ihrer Unterwerfung unter die kapitalistische BRD und 
auch ihre mediale Degradierung durchaus ihre Berechtigung hat und 
gehört werden muss. Dazu Rocker: 

„Das Proletariat muss sich frei machen von den bürgerlichen 
Ideengängen politischer Revolutionen, die stets mit einer Neubesetzung 
des politischen Machtapparates ihren Abschluss finden. Wer die Macht 
hat, missbraucht sie. Deshalb gilt es die Machtergreifung durch Parteien 
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oder einzelne Personen zu verhindern, die immer wieder zu einer neuen 
Versklavung des Volkes führen muss. Ob dies unter dem Zeichen von 
Krone und Zepter geschieht oder unter dem Zeichen von Hammer und 
Sichel vor sich geht, ob man dabei das 'Bösche Zarja Njrani' [= russische 
Nationalhymne im Zarenreich] oder die 'Internationale' auf spielt, ist im 
Grunde genommen kein großer Unterschied. Eine wahre Befreiung ist 
nur möglich, wenn der Machtapparat verschwindet, denn das Monopol 
der Macht ist nicht minder gefährlich wie das Monopol des Besitzes .“ 
(Rocker, S. 112) 

Was für das Abspielen der „Internationale“ gilt, sehe ich übrigens 
auch für andere Stücke linken Lied- und Kulturgutes als 
problematisch an. Beispielsweise wird das „Einheitsfrontlied“ von 
Bertolt Brecht und Hanns Eisler nicht dadurch besser, dass die 
Zersplitterung der Linken ein strategisches Problem darstellt und in 
ihm die Zeile „Es kann die Befreiung der Arbeiter nur das Werk der 
Arbeiter sein“ vorkommt. Denn dieser Satz kann inbrünstig gesungen 
werden, während gleichzeitig in der Praxis eben keine 
Selbstermächtigung zugelassen, sondern die Unterdrückung der 
Arbeiter*innenbewegung durch den Sowjet-Staat vorgenommen 
wird... 

II Diktaturen und Autoritarismus als solche benennen und 
bekämpfen 

Sehr klar macht Rocker, was von der sogenannten „Diktatur des 
Proletariats“ zu halten ist, welche aus angeblicher historischer 
Notwendigkeit in Russland errichtet wurde: „Unter der 'Diktatur des 
Proletariats' verwandelte sich Russland in einen Riesenkerker, in dem 
jede Spur von Freiheit systematisch ausgetilgt wurde, ohne dass man 
dadurch dem ursprünglichen Ziele der Revolution nähergekommen 
wäre. Im Gegenteil, man entfernte sich immer mehr davon und zwar 
in dem Grade, als die neue Autokratie an Stärke zunahm und die 
revolutionäre Initiative des Volkes erstickte.“ (Rocker, S. 69) Ich habe 
selbst schon das merkwürdige Argument gehört, die Vorstellung einer 
Diktatur des Proletariats solle nicht wörtlich genommen werden, 
insofern das Proletariat eben „ganz anders“ herrschen würde. 
Außerdem solle nur auf den Punkt hingewiesen werden, dass 
Revolutionen kein Zuckerschlecken sind. Sie kämen eben nicht ohne 
revolutionäre Gewalt aus - was die frühen AnarchisUinnen übrigens 
auch nie bestritten, sondern im Gegenteil thematisiert haben. Die 
„sophistische Deutung der Diktatur“ verschleiert lediglich ihren 
eigentlichen Charakter und ist vergleichbar mit den Grausamkeiten in 
der bürgerlichen Rechtsprechung und Gesetzgebung, die ja auch alle 
„Im Namen des Volkes“ ausgeübt werden. Übrigens hält Rocker auch 
die Diffamierungen der AnarchisUinnen als „kleinbürgerlich“ für 
lächerlich, insofern die Theoretisierung der Diktatur seiner Ansicht 
nach eben genau der bürgerlichen Vorstellung politischer Revolution 
entspringt: 

„Der Gedanke der Diktatur ist nicht der sozialistischen Ideenwelt 
entsprungen. Er ist kein Ergebnis der Arbeiterbewegung, sondern eine 
verhängnisvolle Erbschaft der Bourgeoisie, mit der man das Proletariat 
beglückt hat. Er ist eng verbunden mit dem Streben nach der politischen 
Macht, das gleichfalls parteibürgerlichen Ursprungs ist. Die Diktatur ist 


eine gewisse Form der Staatsgewalt, es ist der Staat unter der Herrschaft 
des Belagerungszustandes. Wie alle anderen Anhänger der Staatsidee, 
gehen auch die Befürworter der Diktatur von der Voraussetzung aus, 
dass man das angeblich Gute und zeitlich Notwendige dem Volk von 
oben her diktieren und aufzwingen könnte. Diese Voraussetzung allein 
macht die Diktatur zum ausgesprochenen Hindernis der sozialen 
Revolution, deren eigentliches Lebenselement die direkte Initiative und 
die konstruktive Betätigung der Massen ist [...]. “(Rocker, S. 65) 

Marx und Engels übernahmen die Vorstellung von bürgerlichen 
Radikalen wie Francois Babeuf und Auguste Blanqui, die zwar 
Verschwörungen und Aufstände propagierten, jedoch eindeutig 
staatssozialistische Ziele verfolgten. 

Demgegenüber stellt Rocker das Rätesystem, was absurderweise von 
den Bolschewiki zunächst im selben Zuge wie die Diktatur propagiert 
wurde - jedoch lediglich, weil der Rätegedanke in der Bevölkerung 
weit verbreitet, tief verankert und in der Februar-Revolution bereits 
praktisch umgesetzt worden war. Das heißt, hunderttausende von 
Menschen organisierten sich zu diesem Zeitpunkt bereits in Räten: 
„Wenn man heute gezwungen ist, dem Rätegedanken der 
freiheitlichen Sozialisten und Syndikalisten Reverenz zu erweisen, so 
ist das ein bedeutendes Zeichen der Zeit und ein neuer 
Ausgangspunkt der internationalen Arbeiterbewegung. Die 'Utopie' 
hat sich als stärker erwiesen als die 'Wissenschaft'.“ (Rocker, Bankrott, 
S. 62) Aus dem Kontext des Zitats geht dabei eindeutig hervor, dass 
Rocker die Wörter 'Utopie' und 'Wissenschaft' ironisch meint und 
darauf hinweisen will, dass das von Partei-Kommunist*innen als 
'utopisch' verschriene Rätesystem im revolutionären Russland 
schlichtweg Tatsache geworden war, während beispielsweise Marx 
'wissenschaftliche' Analyse dessen, dass die internationale Revolution 
zuerst in den hochindustrialisierten Staaten wie England oder 
Deutschland ausbrechen würde, sich offensichtlich als Trugschluss 
erwiesen hat. 

III An die Wurzeln des Übels gehen - Lenin und Trotzki waren 
nicht cool 

Im Nachdenken über den Zusammenhang von revolutionärer 
Geschichte und ihrer nachträglichen Bearbeitung, beziehungsweise 
der merkwürdigen Erfahrung, dass Revolutionen „Öffnungen der 
Geschichte“ darstellen, die potenziell eine „Vielzahl historischer 
Möglichkeiten, von denen sich nur einige durchsetzen können“ 
beinhalten, wendet sich Adamczak gegen den Stalinismus: 

„Um die Gegenwart zu beherrschen, wurde die Vergangenheit geändert, 
um die Vergangenheit zu ändern, wurden die Toten ein zweites Mal 
getötet. Wer nachkommend über die Geschichte schreibt, muss dem 
Rechnung tragen. Der Antikommunismus, der den Kommunismus mit 
der stalinistischen Gewalt identifiziert, macht sich zu deren Komplizen. 
Er bestätigt den Anspruch des Stalinismus, der Kommunismus zu sein, 
und wiederholt zugleich dessen Auslöschung aller kommunistischen 
Alternativen. Dieses Buch ist gegen beide gerichtet: Stalinismus wie 
Antikommunismus.“ (Adamczak, S. 17) 

Was sich zunächst sehr schön anhört, tiefen Gehalt und seine 
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Berechtigung hat, stellt selbst wieder eine spezifische 
Geschichtskonstruktion dar. Wie könnte es auch anders sein? Ich 
vermute Adamczak versucht sich an einer Rettung linker Hoffnungen, 
genauer, - weil eben nicht ausgesprochen - an einer Relativierung 
Lenins. Der Stalinismus ist jedoch nicht einfach die Degeneration 
eines vermeintlich guten Leninismus 11 , sondern dieser schon die 
Wurzel des autoritären Übels. 

Dabei ist Adamczak sich durchaus bewusst, dass sich im Leninismus 
„der Instrumentalismus des Etwas-um-einer-anderen-Sache-willen- 
tun mit dem Paternalismus des Etwas-für-jemanden-und-an-dessen- 
Stelle-tun“ (Adamczak, S. 68) verknüpft. Ein Problem ihrer 
Argumentation besteht in der Adressierung von Anarchist*innen und 
Sozialrevolutionären an die sich ihre „nachträglichen Ratschläge“ 
richten und welche sich hätten anders verhalten sollen „um ihrer 
Verhaftung zu entgehen, um ihrer autoritären Unterwerfung zuvor zu 
kommen“ (Adamczak, S. 121). Einerseits hätten sich diese ihrer 
Ansicht nach also gegen den Leninismus positionieren sollen, 
andererseits fordert sie ein, dass sie gemeinsam mit den leninistischen 
Bolschewiki hätten Politik machen sollen (Adamczak, S. 128) - eine 
durchaus widersprüchliche Aussage. Deutlicher kritisiert sie die 
Argumentation Trotzkis, wenn sie schreibt: „Eine emanzipatorische 
Politik soll nicht durch ihre radikale Verschiedenheit, sondern 
ausgerechnet durch ihre Gleichheit zur reaktionären Politik 
gerechtfertigt werden. [...] Die historischen Gesetze, die den Terror 
der bürgerlichen Herrschaft rechtfertigen sollen, werden nicht 
bestritten, sondern zur Legitimation des bolschewistischen Terrors 
herangezogen.“ (Adamczak, S. 47) Dies nachträglich festzuhalten, ist 
sicherlich wichtig, allein Rocker nannte die Ursache des Problems 
beim Namen, indem er die politische Strategie Lenins scharf 
kritisierte, der seine Gegner und Konkurrenten falsch darstellte, 
denunzierte, sie ausgrenzte, die Abkommen mit ihnen brach, sie 
wegsperrte und die Tscheka auf sie hetzte. All dies sind keine 
Notwendigkeiten, welche sich aus den Anforderungen der Revolution 
ergeben noch die persönliche Verfehlung eines Wahnsinnigen, 
sondern der Eigendynamik geschuldet, welche autoritäre Programme 
und Methoden annehmen müssen. Deswegen behauptet Rocker 
„dass die grausamsten Verfolgungen, denen die Anhänger der 
verschiedensten sozialistischen Richtungen in Russland heute ausgesetzt 
sind (insbesondere alle linksgerichteten Elemente), und die brutale und 
systematische Unterdrückung jeder Meinung, die nicht auf blinde 
Rechtfertigung des gegenwärtigen Systems eingestellt ist, keineswegs 
dem Bedürfnis entspringt, die Errungenschaften der Revolution und die 
Existenz der Sowjetrepublik gegen feindliche Machenschaften schützen 
zu müssen, sondern lediglich dem blinden Machtdünkel einer kleinen 
Gruppe, die ihre Herrschergelüste hinter dem prunkvollen Namen 
'Diktatur des Proletariats' zu verbergen sucht“ ( Rocker, S. 28) 

In Abschnitten über die angeblich 'konterrevolutionären' Tätigkeiten 


der AnarchisUinnen, die Ausnutzung der Machno-Bewegung und 
dem Verrat an ihr, sowie der Niederschlagung des stark anarchistisch 
inspirierten sozial-revolutionären Aufstandes in Kronstadt durch die 
Roten Armee unter Trotzki (Rocker, S. 29-56) stellt Rocker 
ausführlicher die miesen Methoden der Bolschewiki dar. Dennoch 
treten bis heute immer wieder „Anarchismus-Kritiker*innen“ wie 
Ewgeniy Kasakow auf, die meinen nun wissenschaftlich belegen zu 
können, dass beispielsweise die Räte eben nicht „revolutionär genug“ 
gewesen wären und die Politik der Bolschewisten deswegen 
irgendwie erklärlich und also gewissermaßen gerechtfertigt wäre. 12 
Doch damit retten sie nicht, was eben nicht zu retten ist: Eine im 
Ansatz menschenverachtende Politik einer totalitären Partei, die mit 
der sozialen Revolution wie sie AnarchisUinnen verstehen nichts 
mehr zu tun hat. Sicherlich war es beachtlich, dass es Lenin mit 
meisterlicher Propaganda und Agitation gelang, viele revolutionären 
Gruppen auf seine Linie einzuschwören und in sein autoritäres 
Staatsprojekt einzustricken. In seinem Werk Staat und Revolution, 
welches bis heute ein Klassiker für Linksradikale ist, deutet er die 
marxistische Theorie für seine Zwecke um und behauptet, vom Ziel 
her würden „richtige“ Marxistinnen und Anarchistinnen im Grunde 
genommen das Gleiche wollen und der Staat durch die 
Verwirklichung des Kommunismus absterben. Dazu sei es dann 
allerdings notwendig Millionen Menschen in grausamste 
Zwangsarbeit zu pressen, ihre Böden zu enteignen, Presse- und 
Versammlungsfreiheit abzuschaffen, Dissidenten zu ermorden, ein 
Terrorsystem zu errichten und den Kapitalismus wieder einzuführen, 
solange er unter staatlicher Kontrolle funktioniert. Für den Übergang, 
alles nur vorübergehend versteht sich. Dass es genau anders 
gekommen ist und der Staat auch eine neue privilegierte Klasse 
schaffte anstatt die klassenlose Gesellschaft, war nicht irgendwie 
Pech, sondern lag in den falschen Annahmen Lenins begründet. Diese 
waren allerdings nicht „analytisch“ falsch, weil er dumm gewesen 
wäre, sondern, weil er seine Analysen nicht nach der 
gesellschaftlichen Wirklichkeit, sondern seinen autoritären 
politischen Zielvorstellungen und - mehr noch - seinen 
propagandistischen Methoden richtete. Doch der „Staat kann nur 
sein, was er ist, der Verteidiger des Privilegiums und der 
Massenausbeutung, der Schöpfer neuer Klassen und neuer Monopole. 
Wer diese Rolle des Staates verkennt, begreift das Wesen der heutigen 
Gesellschaftsordnung überhaupt nicht und ist unfähig, der 
Menschheit neue Horizonte ihrer Entwicklung zu zeigen.“ (Rocker, S. 
75) 

IV Revolutionäre Prozesse differenziert betrachten 
In diesem Text geht es mir darum, Legitimität für die anarchistische 
Bewegung in der Russischen Revolution und somit auch allgemein zu 
erzeugen. Umgekehrt bringt es aber meiner Ansicht nach äußerst 
wenig, zu sagen, Anarchist*innen haben nun mal recht. Und das war's 
dann. Erstens ist das eine äußerst billige und nicht begründbare 


[ 11 ] In seiner berühmten und umstrittenen Schrift „Was tun?“, die Lenin schrieb, als er 1902 im Exil in München lebte, formuliert er aus, dass das Proletariat nicht genug Klassenbewusstsein 
aus sich selbst heraus entwickeln könnte. Gewissermaßen hätte sich die Vorstellung der „Spontanität der Massen“ wie sie Anarchist*innen propagierten als falsch erwiesen. Deswegen bräuchte 
es eine straff organisierte Kaderpartei von verschworenen Berufsrevolutionären, welche nach außen hin einheitlich und zielstrebig auftreten und im Untergrund agieren sollten. Dabei ist die 
enorm repressive Atmosphäre im Zaristischen Russland mitzubedenken. Dieser Avantgarde-Gedanke geht soweit, die angeblich „wahre“ Betrachtung und Analyse in der Partei selbst zu 
verorten und also umgekehrt allen anderen Sichtweisen ihre Berechtigung abzusprechen. Aus dieser Ansicht und der autoritären Verschwörung in der von Lenin gegründeten 
Parteiorganisation der Bolschewiki, wird erst der Hang zu Intrigen, Verleumdungen und Tatsachenverdrehung ersichtlich. Um dies zu begründen und Anhänger*innen zu finden zitiert Lenin 
immer sehr viel Marx und zerrt ihn in ein sehr spezielles Licht. Andererseits ist sein Geheimbund-Denken - wie es sich auch bei Bakunin findet - stark von revolutionären Bewegungen, zum 
Beispiel von den „Narodniki“ geprägt, von denen sich einige terroristischer Methoden bedienten. 
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Behauptung; zweitens speist sie sich aus einer politischen Identität, 
anstatt umgekehrt letztere in politischen Auseinandersetzung 
herausbilden zu lassen und deswegen auch für Veränderungen offen 
zu bleiben; drittens haben selbst Anarchistinnen nun mal nicht 
immer recht. Deswegen braucht es eine differenzierte Betrachtung 
aller revolutionären Prozesse, um Kritik an ihnen üben, aber zugleich 
auch an ihnen teilnehmen zu können und sie in eine 
emanzipatorische Richtung zu weisen. 

Rocker zeigt anhand der Betrachtung der Französischen Revolution, 
dass sie fast ausschließlich durch die bürgerliche 
Geschichtsschreibung dargestellt und somit verfälscht wurde. Dass 
Bauern und „Stadtproletarier“ rebellierten und die eigentliche 
Drecksarbeit für die bürgerlichen Parteien in der Revolution leisteten, 
dachten selbst die meisten Sozialist*innen nicht mit. Wie auch, denn 
bis heute lesen wir in den Geschichtsbüchern fast ausschließlich von 
den bürgerlichen Parteien und Gruppen, kaum aber etwas vom sich 
ermächtigenden sogenannten „vierten Stand“. Dementsprechend 
bezogen sich sozialistische Revolutionäre auf die vermeintlichen 
„Erfolge“ des Bürgertums. Dem hält Rocker entgegen: 

„In allen entscheidenden Momenten der französischen Revolution ging 
die eigentliche Initiative des Handelns direkt vom Volke aus. In dieser 
schöpferischen Betätigung der Massen liegt das ganze Geheimnis der 
Revolution verborgen. Gerade dadurch, dass sich die revolutionären 
Kräfte frei entfalten und jede Richtung im Volke den geeigneten Platz 
für ihre Wirksamkeit finden konnten, war die Revolution imstande, alle 
feindlichen Strömungen siegreich niederzuwerfen und das schmachvolle 
System des Feudalismus von der Erde zu vertilgen.“ ( Rocker, S. 27) 

Wenn revolutionäre Prozesse differenziert zu betrachten sind, kann es 
im Grunde genommen keine „bedingungslose Solidarität“ mit 
kämpfenden Gruppierungen geben. Die Wortkombination ist ohnehin 
irreführend, denn entweder mensch handelt solidarisch oder eben 
nicht. Solidarität bedeutet nicht, dafür etwas als Gegenleistung zu 
erwarten, sondern aus der Erwägung und dem Gefühl heraus zu 
handeln, mit den Schwächeren verbunden zu sein, weil mensch selbst 
an ihrer Stelle sein könnte. Aus diesem Grund schließen sich 
Solidarität und Kritik auch nicht aus. Die kritische Begleitung 
kämpfender und sich ermächtigender Gruppen ist vielmehr die 
Grundlage dafür, dass sie dem Anspruch einer allgemein¬ 
menschlichen Emanzipation genügen, den sie sich auf die Fahnen 
zumeist schreiben wenn sie um Solidarität werben. 

Auch wenn wir beispielsweise aus naheliegenden Gründen mit allen 
revolutionären Kurd*innen solidarisch sein sollten, bedeutet dies 
gleichwohl nicht, sie in nichts kritisieren oder über Zielvorstellungen 
streiten und in bestimmten Punkten anderer Ansicht sein zu dürfen. 
Oder, um ein anderes Beispiel wiederzubeleben: Über die Rote Hilfe 
flössen Gelder an Borotba, einen pro-russischen, nationalistischen, 
homophoben und linken Kampfbund. Während des Ukraine- 
Konfliktes 2014 bekämpften sie auch emanzipatorische Gruppen und 
deswegen gilt es sich restlich von ihnen zu distanzieren, auch wenn 
sie sich als „antifaschistisch“ und „revolutionär“ deklarieren. 13 Es gibt 
immer verschiedene Konfliktlinien in allen Auseinandersetzungen. In 


diesem Sinne ist auch die „Befreiung des Volkes im allgemeinen“, wie 
sie AnarchisDinnen in der Vergangenheit propagierten und für die 
auch Rocker eintritt, äußerst kritisch zu betrachten. 

V Strukturelles linkes Denunziantentum, Geklüngel & Intrigen 
konsequent aufdecken und verhindern 

Ohne nun wieder Rocker im O-Ton dafür heranziehen zu müssen, 
folgt aus dem bisher Dargestellten darüber nachzudenken, wie wir 
selbst in unserer praktischen politischen Arbeit und der Lebenswelt 
linker Szenen (wo es sie denn noch gibt) miteinander umgehen. Wo 
straff organisierte linke Gruppen oder charismatische 
Führungspersonen auftreten, fällt es bisweilen nicht leicht, sich der 
Wirkung von Geklüngel, Gerede und Intrigenspinnerei zu entziehen. 
Immerhin will mensch die eigenen Inhalte stark machen, andere 
überzeugen und bestimmte Projekte verwirklichen. Mein Punkt hier 
ist, dass intrigante Machtpolitik sich in linken Kreisen nicht weniger 
findet, als an anderen Orten - nur, dass sie oftmals durch die vor sich 
her getragene Behauptung sowie so schon „hierarchiefrei“ zu sein 
eher noch verschleiert wird. Dies ist der Grund, warum 
Anarchist*innen sich für ihre jeweiligen Vorhaben auch nach 
Verbündeten außerhalb linker Szenen umschauen sollten, auch wenn 
es immer wieder schwer fällt, sich zusammen zu tun, wenn 
bestimmte Grundverständnisse nicht einfach geteilt werden. 

VI Selbstkritisch gegenüber eigener Mythenbildung, 
Geschichtskonstruktion und Organisation und Weltanschauung 
bleiben 

So wie sich kommunistische Gruppen zur Feier der hundertjährigen 
roten Revolution treffen, bilden auch AnarchisDinnen ihre Identität 
am politischen Kontrahenten heraus, indem sie - wie ich - 
fortwährend auf den Verrat der Bolschewiki und ihre 
Gewaltherrschaft hinweisen und sich darüber erhaben wissen. Es ist 
in Ordnung, die eigenen Geschichten weiter zu schreiben, was immer 
auch in Abgrenzung zu den Anderen geschieht. Daran führt auch gar 
kein Weg vorbei, will mensch ein eigenes politisches Projekt 
formieren, was immer bedeutet den Anspruch zu erheben, es besser 
als andere zu machen. Doch die Wahrheit über historische Ereignisse 
gibt es nicht an sich, wenngleich es wichtig ist, Tatsachen zu kennen, 
anstatt lediglich Behauptungen aufzustellen. Die Positionen von 
denen aus dies geschieht sind jedoch sehr unterschiedliche. Wenn 
Rocker und andere beispielsweise über die Machno-Bewegung 
geschrieben haben, dann einerseits selbstverständlich, weil diese 
stark anarchistisch inspiriert war, das heißt, weil es sich um die 
eigenen Leute handelte. Andererseits ging es aber schlichtweg darum, 
den systematischen Falschdarstellungen und Diffamierungen dieser 
Bewegung durch die Bolschewiki etwas entgegen zu setzen, was der 
Wahrheit entspricht: Nämlich, das eine Sozialrevolutionäre 
Bauernbewegung zurecht ihre Autonomie und Selbstbestimmung 
einforderte und es sich bei ihr keineswegs um eine 
'konterrevolutionäre' Banditen-Miliz handelte. 14 AnarchisDinnen tun 
gut daran die eigenen Geschichten zu kennen und sich immer dessen 
bewusst zu sein, dass alle Menschen falsche Entscheidungen treffen 


[ 12 ] Ewgeniy Kasakow, Bewegung versus Avantgarde? Mythologie der linken Debatten über die Russische Revolution 1917, in: Prokla. Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft, Nr. 187, 2017, 
S. 325 - 336, auf http://www.prokla.de/wp/wp-content/uploads/2017/kasakow.pdf 

[ 13 ] http://avtonomia.net/2014/03/03/statement-left-anarchist-organizations-borotba-organization/ 

[ 14 ] Siehe den Klassiker Peter Arschinoff, Die Geschichte der Machno-Bewegung, Münster 2009. und: Roman Danyluk, Freiheit und Gerechtigkeit - Die Geschichte der Ukraine aus libertärer 
Sicht, Lieh 2010. 
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und Scheiße bauen können. Dies wird auch weiterhin so sein. 
Deswegen ist die Kritik an der „roten Mythologie“, welche die 
Oktoberrevolution glorifiziert immer auch auf die eigene 
Mythenbildung anzuwenden. Darüber hinaus sind anarchistische 
Organisationsformen und Weltanschauungen ebenfalls fortwährend 
selbstkritisch zu überprüfen - gerade um sich zu organisieren und zu 
positionieren. Im Vergleich mit anderen sozialistischen Strömungen 
sehe ich in den anarchistischen jedoch deutlich mehr Chancen darauf, 
dass dies gelingt. 

VII Ein Hoch auf Dezentralität, Föderalismus, Autonomie und 
Selbstermächtigung! - anarchistische Prinzipien ausbauen und 
praktisch verwirklichen 

Kasakow schreibt im oben angegebenen Text: 

„Die Räte sind bis heute ein fester Orientierungspunkt im linken 
Diskurs. Die Vorstellung, ein anderes Demokratiemodell bringe per se 
auch inhaltlich andere Beschlüsse, scheiterte während der Russischen 
Revolution radikal. Die Anhängerinnen dieser Vorstellung gingen und 
gehen bis heute davon aus, dass in ihrem Sinne richtige Positionen sich 
in einem irgendwie richtig justierten Demokratiemodell durchsetzen 
würden. Als die Bolschewiki feststellten, dass diese Erwartung 
keineswegs aufging, verwarfen sie die Form zugunsten des Inhalts. 
Diejenigen Kritikerinnen, die heute deren Politik im Namen einer 
'wahren' Rätemacht kritisieren, wiederholen lediglich deren 
Ausgangsirrtum.“ (Kasakow, s. 334f.) 

Ich halte diese Aussage und ihre Intention für anti-anarchistische 
Propaganda in wissenschaftlichem Gewand - was ja weniger eine 
Ausnahme, sondern eher die historische Regel wäre. Denn ich denke 
nicht, dass die Anhänger*innen des Rätesystems der Überzeugung 
waren, dass Menschen, wenn sie sich darüber organisierten, von 
selbst zu Sozialrevolutionären Einsichten gelangen würden. Ebenso 
wenig gingen AnarchisÜinnen bei den Platzbesetzungsbewegungen 
gegen neoliberale Spar-Diktate davon aus, alle Anwesenden würden 
nun sofort ihre radikale politische Einstellung annehmen - vielmehr 
vertrauten sie auf deren schrittweise Veränderungen während 
längerfristiger Organisierungsprozesse. Richtig ist, dass das Vertrauen 
von Anarchist*innen in die sogenannte „Spontanität der Massen“ 
teilweise sehr naiv war und sich dies sicherlich auch heute 
regelmäßig wiederholt, was zu Enttäuschungen und der Abwendung 
von anarchistischen Ansätzen führt. Umgekehrt kann Kasakow solche 
Worte aber nur schreiben, wenn er davon ausgeht, eine Partei (im 
wahrsten Sinne des Wortes) hätte an sich die Wahrheit gepachtet und 
wäre deswegen berechtigt, sie anderen aufzuzwingen. 

AnarchisVinnen erzwingen ihre politischen Ziele nicht, sondern 
erreichen sie in der Auseinandersetzung mit allen anderen, die bereit 
sind, sich in gemeinsame Verhandlungsprozesse zu begeben - was 
eben überhaupt nicht bedeutet, mit allen reden zu müssen und damit 
einem problematischen liberalen Toleranzdenken zu folgen. Dies ist 
der Grund, warum sie beispielsweise im Fall des Rätesystems darauf 
setzen, dass verschiedene Positionen ausgehandelt werden müssen 
und nicht autoritär zu unterdrücken sind. Form und Inhalt von 
Organisationen gehören unmittelbar zusammen, wie auch Ziele und 
Mittel zu ihrer Erreichung in Einklang zu bringen sind. Die 


Organisationensprinzipien und -modelle, welche Anarchist*innen 
verwirklicht haben und immer wieder vorschlagen, sind richtig und 
sinnvoll, weil in ihnen Überlegungen zum Ausdruck kommen, wie 
Menschen sich tendenziell möglichst hierarchiearm organisieren und 
gleichberechtigt begegnen können. Dies ist ein Wert für sich. Dabei 
haben wir es dann logischerweise immer mit den Menschen zu tun, 
wie sie nun einmal durch die Gesellschaft geworden sind - teilweise 
verroht, stumpfsinnig, dumm gemacht, gekränkt, egoistisch, etc. Erst 
in anderen Formen, in anderen Räumen, Beziehungen und 
Institutionen, besteht überhaupt eine Chance, die aus ethischen 
Gründen wünschenswerten Aspekte ihres Verhaltens 
hervorzubringen und zu entfalten. Diese Formen sind jedoch auch 
mit Inhalt zu füllen und haben nicht aus sich heraus 
emanzipatorischen Gehalt. Deswegen ergibt es eben keinen Sinn per 
se für „Volksentscheide“ einzutreten, „Reichsbürgern“ ein Recht auf 
Autonomie zuzusprechen und ohne weitere Begründung die 
Abspaltung eines katalanischen Nationalstaates zu unterstützen. Im 
Umkehrschluss führt das aber wiederum nicht dazu, dass 
anarchistische Prinzipien widerlegt wären und nicht funktionieren 
würden: Wer die Macht übernehmen will, muss sich nach Prinzipien 
der Macht organisieren, so wie es heute im parlamentarischen 
Rahmen eine politische Partei zu gründen gilt, um legitimerweise 
zumindest an wichtigen Entscheidungen zu partizipieren (wobei 
bedeutende Entscheidungen auch den demokratischen Prozeduren 
entzogen werden). Wollten die Bolschewiki den totalen 
Kommunismus als Staatsform einführen, führte dies zur gewaltsamen 
Totalität der Sowjetunion und zur Verhinderung und Zerschlagung 
der sozialen Revolution. In diesem Sinne möchte ich diesen viel zu 
langen Artikel zum Jahresende 2017 noch einmal mit einem langen 
Zitat Rudolf Rockers schließen, der schreibt: 

„Zentralismus war nie die Vereinheitlichung der Kräfte, sondern die 
Paralysierung der Kraft. Zentralismus ist die künstliche Einheit von 
oben nach unten die ihren Zweck durch die Uniformierung des Willens, 
durch die Ausschaltung jeder selbständigen Initiative zu erreichen 
sucht; es ist die Einheit der Aktion in einem Marionettentheater, wo jede 
Figur tanzt und springt nach dem Willen der Drahtzieher hinter den 
Kulissen. Aber wenn die Drähte zerreißen, liegt die Marionette am 
Boden. [...] 

Für den Staat ist die Uniformierung des Denkens und Handelns eine 
wesentliche Vorbedingung für seine eigene Existenz. Er hasst und 
bekämpft die persönliche Initiative, den freiwilligen Zusammenschluss 
der Kräfte, welcher der inneren Solidarität entspringt. Für den Staat ist 
der einzelne Bürger nur ein totes Rad in einem großen Mechanismus, 
dessen Platz in der Maschine genau bestimmt ist. Mit einem Worte, für 
ihn ist die Ertötung der persönlichen Selbständigkeit eine Lebensfrage, 
die er durch die Zentralisierung der Kräfte zu erreichen trachtet. Seine 
vornehmste Aufgabe ist es, loyale Untertanen heranzubilden und die 
geistige Mittelmäßigkeit zum Prinzip zu erheben. [...] 

Für die revolutionäre Arbeiterbewegung sind ganz andere 
Voraussetzungen notwendig, wenn sie ihr Ziel erreichen will. 
Selbständiges Denken, kritisches Erfassen der Dinge, persönlicher 
Freiheitsdrang und schöpferisches Handeln sind die wichtigsten 
Voraussetzungen ihres endliches Sieges.“( Rocker, S. 108f.) 
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"Spain is different" - Die Unabhängigkeits¬ 
bewegung Kataloniens aus libertärer Sicht 

Referendum und Neuwahlen hin oder her, doch eines ist sicher: Die Frage der Unabhängigkeit 
wird in naher Zukunft nicht so schnell wieder verschwinden. Und das hat vielfältige Gründe. 
Doch ist die Debatte dazu im deutschsprachigen Raum noch ziemlich jung, häufig von Halbwissen 
geprägt und ziemlich stark in deutschen Denkmustern verhaftet. Da es unmöglich ist, sich mit 
den Nachrichten der deutschen Medien ein korrektes Bild der Situation zu machen, geben wir 
hier einen historischen Kontext, eine kurze Beschreibung der Unabhängigkeitsbewegung und 
Stimmen aus der Anarchistischen Bewegung vor Ort wieder. 


Von: kata & hamo 


Das Regime von 78 

Um die heutige katalanische Unabhängigkeitsbewegung zu verstehen, 
muss man die heutigen politisch-soziale Ordnung und 
Funktionsweise im spanischen Staat verstehen, die sich als Resultat 
der transiciön herausgebildet hat. In der iberischen Linken wird 
dieses System seit einigen Jahren als „Regime von 78“ bezeichnet. Als 
transiciön wird der Übergang des Franquismus zur parlamentarischen 
Demokratie bezeichnet. 

Das offizielle Bild dieses Übergangs wird aber von Mythen bestimmt, 
demnach alle Spanierinnen vernunftgeleitet und gewaltlos eine 
große Kompromissbereitschaft gezeigt hätten, um dem Land die 
Demokratie und sozialen Fortschritt zu bringen. Die Realität war aber 
komplexer, wenig romantisch, weniger fortschrittlich und auch 
keineswegs gewaltlos. Schon zu Francos Lebzeiten zeigten sich die 
Risse im Granit der Diktatur. Die antifranquistische Opposition und 
die Arbeiter*innenbewegung befanden sich in Dauermobilisierung, an 
den Universitäten begehrten die Studierenden auf, eine neue 
Frauenbewegung war im Begriff zu entstehen und selbst viele Priester 
näherten sich oppositionellen Positionen an, kurz: Es herrschte 
dauerhafte Unruhe auf der Straße. Viele Franquistas - insbesondere ab 
der oberen Mittelschicht - trieb die Angst vor einem Aufstand oder 
gar einer Revolution um. Die begrenzten ökonomischen 
Möglichkeiten, die die relativ isolierte und nur bedingt in den 
Weltmarkt integrierte Diktatur aufwies, machte Teile der 
franquistischen Bourgeoisie Sorgen, während sich die meisten 
anderen westeuropäischen Staaten ökonomisch hervorragend zu 
entwickeln schienen. Eine Annäherung an die anderen westlichen 
Staaten und insbesondere an die EWG sollte die Lösung sein. Doch 
war hierfür eine Öffnung und eine gewisse Demokratisierung nötig. 
Da man Rücksicht auf die Hardliner nehmen musste, die u. a. in 
Polizei, Militär und Justiz tief verankert waren und man auch selbst 
mit dem Franquismus ideologisch nicht brechen wollte, sollte mit 
einem Amnestiegesetz die Verfolgung franquistischer Verbrechen für 
immer verhindert werden und man versuchte so viele Komponenten 
der franquistischen Ideologie wie möglich zu retten: Den 
Katholizismus durch das Konkordat mit dem Vatikan, den 
Nationalismus durch die absolute Unteilbarkeit des Landes und die 
Symbole (z. B. die rot-gelb-rote Fahne), den Autoritarismus durch den 


Zentralstaat, den Antisozialismus durch die Übernahme der 
Privilegien des Kapitals und des westlichen 
Sozialpartnerschaftsmodells (das durch den Moncloa-Pakt mit den 
Gewerkschaften besiegelt werden sollte) und natürlich der 
Monarchismus. Bereits Franco erkor und erzog Juan Carlos, Vater des 
heutigen Königs Felipe IV, zu seinem Nachfolger und dieser wiederum 
bezeichnete Franco als sein Vorbild. Der Monarch hat dabei 
keineswegs nur eine große symbolische Funktion, sondern auch eine 
ganz konkrete: Die Aufrechterhaltung des neuen Status Quo, denn er 
ist es, der über die Regierungsbildung durch Ernennung und 
Entlassung oder Auflösung von Regierung oder Parlament wacht, 
Gesetze unterzeichnen muss, sowie der Oberbefehlshaber der 
Streitkräfte ist. 

Ein immaterieller und inoffizieller Pakt des Schweigens bzw. 
Vergessens sollte die unbequemen Geister der Vergangenheit ein für 
allemal begraben. Doch während sich die PostfranquisVinnen nie 
wirklich daran hielten, werfen sie antifaschistischer 
Erinnerungskultur bis heute regelmäßig vor, "alte Wunden 
aufzureißen" und angeblich unverantwortlich neues Leid produzieren 
zu wollen. Die politische Praxis der derzeit regierenden Partido 
Populär (PP) (gegründet von Fraga Iribarne, während der Diktatur 
Innen- und Tourismusminister) ist das beste Beispiel dafür: Während 
sie einerseits alles unternimmt, um die Exhumierung von 
Massengräbern zu verschleppen und den linksliberalen Richter 
Garzön wegen Verstoßes gegen das Amnestiegesetz anklagt, weil er 
mit Verweis auf die Menschenrechtskonvention die Verbrechen des 
Bürgerkriegs juristisch aufarbeiten wollte, weigert sie sich 
andererseits bis heute, sich von Militärputsch gegen die Republik und 
dem Franco-Regime zu distanzieren und deren Politikerinnen 
nehmen auch heute noch an Ehrenzeremonien „gefallener“ 
franquistas teil. Die Regierung Aznars (’96-'04) ließ sogar mit 
Steuergeldern einen Soldatenfriedhof für die Gefallenen der Blauen 
Division bauen, einer Freiwilligenbrigade spanischer Faschisten, die 
am deutschen Russlandfeldzug teilnahmen. 

Dass auch Teile der linken Opposition an der transiciön teilnahmen, 
war keine Selbstverständlichkeit. Möglich machte dies letztlich vor 
allem ein Generationswechsel. Junge Karrierist*innen aus der PSOE, 
die die Klassensolidarität und Klassenkämpfe der 30er Jahre nicht 
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mehr miterlebten, sahen ihre Chance gekommen, die Diktatur zu 
überwinden und nebenbei - natürlich - politisch Karriere zu machen. 
Dazu musste zuerst die alte antifaschistische Parteigarde ausgebootet 
werden. Hierzu spalteten sie sich von der Partei ab und gründeten 
eine neue PSOE. Mit viel taktischem Geschick konnten sie einen 
Großteil der Parteibasis auf ihre Seite bringen, obwohl diese, wie die 
meisten Antifranquist*innen, keine Demokratisierung des Regimes, 
sondern einen demokratischen Bruch und eine neue Republik 
forderten. In der Realität führte dies zu bisweilen äußerst komischen 
Szenen. So sollen beispielsweise auf einem Parteitag die 
Funktionär*innen die Internationale angestimmt haben, nur um die 
Rufe der Basis nach einer Republik zum Verstummen zu bringen. 
Auch die PCE konnten die Verfechterinnen der transiciön für sich 
gewinnen, doch war sie zu dem Zeitpunkt sowieso keine 
revolutionäre Partei mehr. Und da die wichtige Gewerkschaft UGT 
unter maßgeblichem PSOE-Einfluss stand, war auch deren 
Unterzeichnung des Moncloa-Paktes reine Formsache. 

Durch die 1978 ausgearbeitete Verfassung sollte die neue politische 
Ordnung besiegelt werden. In einem Referendum wurde die 
Verfassung dann mit einer breiten Mehrheit angenommen. Diesen 
Umstand muss man allerdings im Kontext sehen: Das 
Verfassungsreferendum war in erster Linie eine Frage zwischen 
Erhalt oder Überwindung der Diktatur. Die Verfassung - geschmückt 
mit franquistischen Symbolen - hat in der spanischen Politik bis heute 
eher einen instrumentellen Charakter. Man beruft sich immer dann 
auf sie, wenn es opportun erscheint, wie aktuell beispielsweise 
spanische Nationalist*innen in der Katalonienfrage. Als die 
katalanische Regionalregierung vor zwei Jahren auf Druck sozialer 
Bewegungen und linker Parteien erstmals überhaupt ein Gesetz 
erließ, das dem Artikel 47 der spanischen Verfassung (Recht auf 
würdevolles Wohnen) Rechnung tragen sollte, wurde das Gesetz von 
der Zentralregierung wiederum aufgehoben - mit der Begründung, 
dass es verfassungswidrig sei. Und das alles gilt nicht nur für die 
Verfassung. Bei der übrigen Gesetzgebung ist es nicht anders, worauf 
zum Beispiel die unendlichen Korruptionsfälle, die Folter politischer 
Gefangener oder die Todesschwadronen in den 1980ern hinweisen. 
Die letzten 40 Jahre haben dabei gezeigt, dass es nahezu unerheblich 
ist, ob in Madrid nun der PP oder die PSOE regiert. Wenn sich etwas 
nicht wegleugnen oder aussitzen lies, wurde ein Bauernopfer 
dargeboten und man machte weiter wie bisher. Im Falle der GAL 
(einer parapolizeilichen Terroreinheit in den 80er Jahren) musste der 
damalige Innenminister Jose Barrionuevo (PSOE) seinen Kopf 
hinhalten und im aktuellen PP-Korruptionsskandal der ehemalige 
Parteischatzmeister Luis Bärcenas. 

Auch in der täglichen Politik unterschieden sich die PP und PSOE 
höchstens auf kulturellem Terrain. Die Verteilung und Verwendung 
von Steuergeldern - ein bedeutender Kritikpunkt für viele bürgerliche 
independentistas (Befürworter*innen der Unabhängigkeit 
Kataloniens) - ist ein anschauliches Beispiel hierfür. Für die 
Verteilung aller Steuern - ausgenommen diejenigen, die nur lokal 
oder regional begrenzt erhoben werden - ist die Zentralregierung 
zuständig. Wie hoch der Steueranteil ausfällt, der auf die Regionen 
zurück verteilt wird, hängt von der politischen Loyalität gegenüber 


dem Status Quo ab, weswegen Katalonien z. B. unter der Regierung 
Jordi Pujol und Pasqual Maragall auch gut profitierte. Ausgegeben 
wird das rückverteilte Geld dann meist auch zu großen Teilen für 
fragwürdige Prestigeprojekte, an denen die den jeweiligen Parteien 
nahestehenden Kapitalfraktionen verdienen. Die Flughäfen von 
Ciudad Real und Castellön oder der aktuelle Plan zum Bau einer 
Mauer quer durch Murcia sind dabei lediglich die eindrucksvollsten 
und absurdesten Beispiele. 

Die katalanische Unabhängigkeitsbewegung zwischen 
Nationalismus und Antinationalismus 

Seine historischen Wurzeln hat der independentisme im katalanischen 
Nationalismus, der im 19. Jahrhundert aufkam. Die Renaixanga, wie 
die Zeit der Konstruktion des katalanischen Nationalismus genannt 
wird, war anfangs eine reine Kulturbewegung. Zum Beginn des 20. 
Jahrhunderts und mit dem Aufkommen neuer politischer 
Akteur*innen wie die ERC (-Nationalistische Linkspartei Kataloniens) 
und Estat Catalä, welche vor allem das untere Kleinbürger*innentum 
repräsentierten, kamen dann erstmals die Forderungen nach einer 
unabhängigen Staatlichkeit auf. Das Kapital blieb dem spanischen 
Staat treu und auch die Arbeiter*innenklasse war bis zum Bürgerkrieg 
weitgehend internationalistisch, abgesehen von eher kleineren 
Organisationen, wie z. B. die POUM, die für das 
Selbstbestimmungsrecht plädierte. Erst die franquistische Diktatur lies 
den Katalanismus für breitere Kreise der organisierten 
Arbeiter*innenklasse als Form eines kulturellen Widerstands attraktiv 
erscheinen. Denn anders als manche katalanische Nationalist*innen 
heute gerne behaupten, waren die Strafen, die einem hierfür drohten, 
relativ gering - jedenfalls im Vergleich zu den Strafen mit denen die 
radikalen Linken zu rechnen hatten. 

Nach der transiciön verlor die Frage der Unabhängigkeit an 
Bedeutung, viele hofften in einem „demokratischen“ Spanien auf ein 
gutes Auskommen. Das katalanistische Bürgertum zog sich auf 
regionale Traditions- und Brauchtumspflege zurück und hielt nun die 
Unabhängigkeit für überflüssig. Lediglich Teile der ERC und PSUC, 
sowie die esquerra independentista (orthodox-marxistische 
Kleingruppen, die einen Befreiungsnationalismus proklamierten) und 
in gewisser Weise auch die Anarcoindependentistas 1 hielten weiterhin 
an der Unabhängigkeit fest. Der völkische Charakter, den der 
katalanische Nationalismus der 70er, 80er und bisweilen auch 90er 
prägte, wurde inzwischen über Bord geworfen. Zwang zu 
Einsprachigkeit und Repatriierung spanischer Binnenmigrant*innen 
fordert heute (außer den völlig unbedeutenden rechtsextremen 
Katalanist*innen) zum Glück niemand mehr. 

Bis vor rund 10 Jahren noch spielte die Frage der Unabhängigkeit für 
weniger als 1/4 der Bevölkerung eine Rolle. 

Was ist seitdem geschehen und hat die Frage wieder auf die 
Tagesordnung gebracht? Drei sich zum Teil überschneidende 
Entwicklungen sind hierfür entscheidend. Zum einen die 
Wirtschaftskrise und ihre Folgen. Die rigide Austeritätspolitik und die 
zunehmend autoritäre und aggressive Formierung des spanischen 
Staates und Nationalismus zusammen mit den strukturellen 
Problemen, die aus der transiciön herrühren, brachten den breiten 


[ 1 ] Eine sehr kleine anarchistische Strömung, die sich in den 80er Jahren in vielen europäischen Regionen herausbildeten, wie z. B. der Bretagne, dem Baskenland, Sardinien, Okzitanien und 
auch in Katalonien. Sie vertritt ein um den Diskurs nationaler Befreiung erweiterten Anarchismus, was zu Recht widersprüchlich klingt: Nationale Unabhängigkeitsbewegungenfordern i. d. R. 
die Schaffung eines neuen Staates, die Anarcoindepes, wie andere Anarchist*innen, sind hingegen antistaatlich. 
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Wunsch nach einem Bruch mit dem Regime von 78 wieder zurück. 
Dieser Wunsch wurde vor allem in Katalonien zu einem 
Massenphänomen. Das liegt zum anderen an der katalanischen 
nationalen Frage. Obwohl die katalanische Zivilgesellschaft 
traditionell sehr stark und hochgradig organisiert ist, schaffte es die 
Regionalregierung, mit einem nationalistischen Diskurs von den 
eigenen Korruptions Skandalen und der neoliberalen Wirtschafts- und 
Sozialpolitik abzulenken. 2010 hob das spanische Verfassungsgericht 
auf Wunsch der PP einige Teile des '05/‘06 neu ausgearbeiteten 
Autonomiestatuts auf, insbesondere diejenigen Passagen, die sich den 
Themen Sprache, Kultur und nationale Identität widmeten. Für viele 
Katalanist*innen war damit eine rote Linie überschritten, vor allem, 
da sie sich auch so schon kulturell und sprachlich unterdrückt 
fühlten. Es ist natürlich nationalistischer Unsinn, wenn man wie z. B. 
Carme Forcadell (Ex-Parlamentspräsidentin und Ex-ANC-Vorsitzende) 
behauptet, dass die katalanische Identität per se bedroht sei. Doch 
kommt die gefühlte sprachliche und kulturelle Diskriminierung nicht 
aus dem Nichts. Immer wieder fordern spanische Politiker, wie z. B. 
der Ex-Bildungsminister Jose Ignacio Wert, dass man katalanische 
Kinder hispanisieren müsse, Vertreterinnen spanischer Behörden 
reagieren bis heute immer mal wieder unfreundlich, wenn man ihnen 
gegenüber katalanisch spricht 2 und kulturpolitische Entscheidungen 
der Generalität werden von der Zentralregierung häufig mit spanisch¬ 
nationalistischen Begründungen wieder aufgehoben. Zu guter Letzt 
ist da noch der aggressive spanische Nationalismus, der über den 
beiden zuvor genannten Punkten schwebt und von dem sich die 
katalanische Unabhängigkeitsbewegung emanzipieren möchte. 
Ironischerweise gelten deswegen spanische Nationalist*innen für die 
Independentistas auch als die eigentlichen "Helden der 
Unabhängigkeitsbewegung". 3 

Wenn auch der katalanische Nationalismus in der heutigen 
Unabhängigkeitsbewegung selbstverständlich eine Rolle spielt (und 
für einige sicher eine große), so geht es dennoch in erster Linie um 
die Abschüttelung des franquistischen Erbes, Demokratie und das 
Recht zu entscheiden. Genau genommen geht es also um Dinge, die 
vielen Menschen in Katalonien (und auch darüber hinaus) von 
Bedeutung sind. Etwa 80 Prozent der katalanischen Bevölkerung ist 
beispielsweise durchaus für ein offizielles Referendum - unabhängig 
davon, ob sie nun für oder gegen einen neuen Staat sind. Ein Bild 
eines selbstgemachten, spanischsprachigen Plakates vom 
Generalstreik am 3. Oktober bringt es auf den Punkt: "Mein Wunsch 
ist der Konföderalismus, meine Sehnsucht die Selbstbestimmung, 
mein Kampf die echte Demokratie, doch solange sie nur Repression 
bieten, wähle ich die Unabhängigkeit um fortzuschreiten." Dass es 
nun in gewisser Weise die katalanische Unabhängigkeitsbewegung 
ist, die nun die Politik der 15M-Bewegung fortführt, ist die Folge der 
Schwäche der Linken in Gesamtspanien und der Enttäuschung über 
die junge neue Linkspartei Podemos, die sich von ihrem 
ursprünglichen Ziel sukzessive entfernt hat, in der Hoffnung bald in 
Madrid (mit)regieren zu können. In Katalonien haben sich deswegen 
Teile ihrer Basis sogar nun ganz abgespalten und die Initiative 
SomAlternativa gegründet, die in ihrer Zielsetzung wieder zurück zu 
den Wurzeln von Podemos geht: Die Überwindung des 


postfranquistischen Regimes. 

Der Proces 

Alle diese Entwicklungen schufen die heutige 
Unabhängigkeitsbewegung, den sogenannten Proces, mit dem Ziel der 
Schaffung einer demokratischen Republik. Doch die ganze 



Problematik eines klassen- und politischen lagerübergreifenden 
Projektes wird die Unabhängigkeitsbewegung nicht ewig kaschieren 
können. Schon in der Frage, wie die zukünftige Republik aussehen 
soll, gehen die Meinungen auseinander. Während die CUP und andere 
Linke von einer sozialen Republik von unten träumen, hofft die 
Mittelschicht, auf eine andere Verteilung der Steuergelder und ist in 
einen neoliberalen und einen sozialreformerischen Teil gespalten, 
während sich das Bürgertum eine leistungsorientierte 
Selbstoptimierungsrepublik wünscht. Andere Fragen, wie zum 
Beispiel die von Migrationsregelungen, Asylverfahren und 
institutionellem (und anderem) Rassismus wird man sich in einem 
neuen Staat innerhalb der bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaft 
ebenfalls stellen müssen. Dann dürfte auch der gegenwärtige 
antirassistische Anspruch ins Wanken kommen. Es offenbart sich also 
noch vor der realen Umsetzung des Staatsprojektes die ganze Illusion 
der Hoffnung, die die Unabhängigkeitsbewegung, wie so viele andere 
Bewegungen auch, in die Staatlichkeit setzen. 

Eine weitere Illusion offenbart sich im Charakter der Bewegung und 
deren Selbstwahrnehmung. Das Bild der quasi antiautoritären 
Basisbewegung, die die katalanischen Institutionen vor sich her 
treiben, stimmt höchstens teilweise. Als die Bewegung in den Jahren 
2009/‘l0/‘ll anfing, anzuschwellen, war sie eine insgesamt zumindest 
hierarchiearme Basisbewegung, wovon sie sich aber Schritt für Schritt 
zusehends entfernte. Zuerst stand ein großer Teil der Bewegung den 
Organisationen ANC und Omnium eine gewisse Führungsrolle zu, 
dann fing die Politik an, zu versuchen, die Bewegung unter Kontrolle 
zu bringen. Der Umstand, dass die Menschen Arthur Mas' Spiel der 
Ablenkung von seiner eigenen unbeliebten Politik durchschauten und 
die CiU sich an der Frage der Selbstbestimmung selbst zerlegte, 
verhinderte dies zunächst. Doch als Junts pel Si, Carles Puigdemont 


[ 2 ] Vgl. z. B. vilaweb.cat/noticies/fined-601-euros-for-speaking-in-catalan-to-spanish-police-at-barcelona-el-prat-airport 

[ 3 ] Diesen Titel trägt beispielsweise eine letztes Jahr erschienene Sammlung von Zitaten spanischer Nationalist*innen. Vgl.Jordi Calvis/Andreu Gonzälez (Hrsg.): Herois indepes. Eis veritables 
impulsors del Proces, Valls 2016. 
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mit seiner PDeCat (katalanistischen Reste der CiU/CDC) gemeinsam 
mit der ERC die Zügel in der Generalität übernahmen, wurden sie 
von einem großen Teil der Bewegung als Führung anerkannt. Und als 
dann rund um den 1. Oktober viele Leute die mossos d'escuadra als 
"unsere Polizei" bejubelten, dürfte selbst so manchem militante der 
CUP schlecht geworden sein. Denn wie sehr die mossos "schon immer 
dem Volke dienen"(Joan Tarda, ERC), ist bekannt: Operaciön Pandora 
und Pinyata, Fall Quintana, El sindrome de Sherwood, Fall Juan 
Andres Benitez, die täglichen Zwangsräumungen, usw. 

Mit dem Aufkommen der Comites de Defensa de la Repüblica (CDR), 
die auch von einigen Anarchist*innen als progressive 
Interventionsmöglichkeit von Links und von Unten angesehen wird, 
scheint inzwischen zwar eine neue antiautoritäre Basisbewegung 
innerhalb des Independentisme im Entstehen zu sein. Doch können 
sie zu einer sozialen und (links)politischen Wendung der Bewegung 
beitragen? Nicht nur Vereinnahmungs- und Kontrollversuche von 
ANC, Omnium und Politik, sondern auch die eigene Praxis lassen dies 
bislang zumindest fraglich erscheinen. Bei dem als "Generalstreik" 
beworbenen Aktionstag am 8. November spielten sie eine tragende 
Rolle. Doch anstatt auch nur zu versuchen, die Produktion und den 
Handel und Konsum effektiv zum Erliegen zu bringen, wie es noch 
bei dem wirklichen Generalstreik vom 3. Oktober der Fall war, 
beschränkte man sich auf die Blockade von Straßen und Gleisen. 
Andererseits ermöglicht die kollektive politische Bildung und Aktion 
einen neuen Erfahrungshorizont, der für soziale Kämpfe in der 
Zukunft von im Moment noch unschätzbarem Wert sein könnte. 

Selbst die Katalan*innen im Exil mobilisieren sich, in mehreren 
Städten werden CDRs gegründet (z. B. in Berlin und Freiburg). 
Eklatant ist bei solch heterogenen Gruppen aber der Mangel an 
politischer Bildung, wobei der durch die Mobilisierungen um den 15M 
gelegte Grundstock nicht ausreicht, um den Independentisme mit 
einer fundierten Staats- und Kapitalismuskritik zu flankieren oder gar 
zu ersetzen. 

Die libertäre Bewegung und der Independentisme 

Doch wie sollte man sich zur Unabhängigkeitsbewegung aus 
anarchistischer Sicht verhalten? Für die libertäre Bewegung in 
Katalonien war es bis vor einigen Jahren klar, dass der 
Independentisme kein progressives Potential in sich trägt. Erst der 
Wandel der Unabhängigkeitsbewegung, der wieder zunehmende 
Autoritarismus Madrids und die soziale und politische Lage im 
spanischen Staat hat auch unter Libertären eine neue Debatte mit 
neuen Perspektiven eröffnet. Nur wenige, wie zum Beispiel die kleine 
CNT-AbSpaltung, verbleiben bei einem rigiden und orthodoxen anti- 
Independentisme. 

Selbst der des Nationalismuses unverdächtige Anarchist und Autor 
Manel Aisa sieht in der gegenwärtigen Situation die Option "alles in 
Frage zu stellen": "Abgesehen von den großen politischen 
Bewegungen wissen wir, dass die Debatte derzeit völlig verzerrt und 
kopflos ist, d. h. nichts ist rational; aber ich glaube, dass die 
Anarchisten kein Problem für den Independentisme sein sollten, [...] 
sondern die Debatte von 78 wiederaufnehmen sollten, wo die 
verunglimpften Anarchisten praktisch allein blieben, angesichts des 


Pakts und der Verteilung des Kuchens zwischen franquistas, 
Konvergenten, Sozialisten und Kommunisten. Jetzt haben wir endlich 
die Möglichkeit, nicht allein gegen diese Verfassung zu sein, gegen die 
wir als Anarchisten kämpfen und stimmen. Wenn euch die 78er- 
Debatte zu weit entfernt ist, gibt es nichts Besseres, als den 
derzeitigen spanischen Staat in Frage zu stellen, der als einziger 
existiert. [...] Ich glaube, dass der Anarchismus im 21. Jahrhundert 
wieder viel sozialer werden muss und den direkten Zusammenfluss 
mit dem suchen muss, was die sozialen Bewegungen jedes 
Augenblicks darstellen. [...] Aus diesem Grund ist es notwendig, die 
Purismen beiseite zu lassen, die es einem wichtigen Teil dieses 
Anarchismus unmöglich machen, am täglichen Leben der Gesellschaft 
teilzuhaben und ihn so unausführbar und elitär machen." 

Die Federaciö Anarquista de Catalunya schrieb im September: „Die 
Unzufriedenheit mit der Verfassung von 78, die anhaltende 
Repression der katalanischen Kultur und der Kampf der Bewegungen, 
die die Selbstbestimmung verteidigen sind Beweis dessen, dass uns 
dieser Konflikt interessiert.“ Mit dem Referendum gälte es sich zu 
solidarisieren, da es dabei um die Frage der Selbstbestimmung gehe, 
die Teil der Selbstverwaltung und Selbstorganisation sei. Die 
Schaffung eines katalanischen Staates, auch in Form einer Republik, 
wird hingegen explizit abgelehnt, da von einer wirklichen 
Unabhängigkeit nicht gesprochen werden könne: "Wir lehnen auch 
die Schaffung einer Republik ab, trotz der Vorteile in Bezug auf die 
aktuelle Situation. Wir verstehen, dass die Republik eine Kontinuität 
der ökonomischen Verhältnisse sein wird. Wenn das, was bei der 
Schaffung eines neuen "republikanischen Staates" gesucht wird, 
größere Gerechtigkeit und Gleichheit ist, so schenkt das neoliberale 
Modell, das einen gewichtiger Teil der Unabhängigkeitsbewegung 
verteidigt, Katalonien eine ähnliche ökonomische Situation, wie die 
aktuelle. Das wollen wir nicht." 

Genis Ferrero, Regionalsekretär der CNT Catalunya i Balears, 
analysiert die katalanische Unabhängigkeitsbewegung als eine 
demokratische Revolution, der die Sehnsucht nach einer besseren und 
bürgernahen Demokratie zugrunde liegt und in der bürgerliche 
Freiheiten vom Staat respektiert werden sollen. Als Schlüsselfrage der 
Bewegung artikuliere sich dabei das Recht zu entscheiden bzw. das 
Recht auf Selbstbestimmung: "Die Bewegung verstand es, ihren 
ganzen Diskurs um eine elementare Frage drehen zu lassen, die 
Menschen müssen in der Lage sein selbst über ihre Zukunft zu 
entscheiden und deshalb in einem Referendum abstimmen. Ob uns 
das als AnarchisUinnen gefällt oder nicht, müssen wir davon 
ausgehen, dass sich für die Mehrheit der Bevölkerung die 
Kanalisierung ihrer Sehnsüchte und Wünsche durch die 
parlamentarische Demokratie vollzieht, so dass jenseits unserer 
nachdenklichen Analyse die Wahrnehmung von den Menschen ist, 
wenn ihnen verweigert wird, mit JA oder NEIN zu stimmen oder 
einfach sich zu enthalten, dass dies von der Mehrheit der Bevölkerung 
als autoritär wahrgenommen wird." Für Anarchist*innen und 
Syndikalist*innen gelte es die Bewegung auch als eine Chance zu 
begreifen, und zwar "die Möglichkeit eines Regimewechsels im 
spanischen Staat. Die institutioneile Krise, die Spanien in diesen 
Tagen erlebt, ist beispiellos und die Situation der Regierung erscheint 
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ruhig, ist aber sehr zerbrechlich." Denn durch die Infragestellung der 
territorialen Integrität des spanischen Staates wird eines der 
grundlegenden Axiome des Regimes angegriffen. Dies gelte es nun, 
als Türöffner zu verwenden, um "weitere Sachen zu diskutieren, wie 
die Agrarfrage, das Konkordat mit dem Vatikan, den Konflikt 
zwischen Kapital und Arbeit, oder die Institution der Bourbonen- 
Monarchie, und so weiter." Aufgabe der Anarchistinnen und 
Syndikalist*innen sei es hierbei nun, die nationale Debatte um die 
soziale Frage zu erweitern und wenn möglich in diese Richtung zu 
verschieben. Außen vor zu bleiben helfe nicht weiter, da man sonst 
einflusslos bleibe: "Wir haben die Verantwortung, eine offene Lücke 
zu beeinflussen, indem wir die soziale Frage in die Debatte 
einbringen, um daran zu erinnern, dass das Recht auf 
Selbstbestimmung nicht von einem Freiheits- und Demokratiebegriff 
getrennt werden kann, der breiter ist als bloße territoriale und 
administrative Reformen. Dass es keine Selbstbestimmung ohne die 
Arbeiterklasse gibt." Doch er warnt auch vor Risiken. Man müsse 
vorsichtig und mit Bedacht Vorgehen, damit man am Ende nicht "die 
ganze Repression abbekommen wird. Wir müssen mit Intelligenz 
handeln, Bündnisse mit sozialen Bewegungen suchen und unsere Idee 
von Solidarität und gegenseitiger Unterstützung ausbauen, wobei wir 
uns ganz klar darüber sein müssen, dass es eine Sache ist, an dieser 
massiven Bewegung zur Verteidigung sozialer Freiheiten und Rechte 
teilzunehmen und eine andere Sache ist, als Sündenbock zu enden." 
Ein weiteres Risiko sieht Ferrero in einem Rebound-Effekt im übrigen 
Spanien. Sowohl der spanische Nationalismus allgemein, als auch 
faschistische Bewegungen könnten schließlich versuchen, durch die 
Ereignisse in Katalonien 

Kapital herauszuschlagen. Eine nicht unbegründete Gefahr, wie man 
an den jüngsten Aufmärschen der SCC 4 sieht, die seit kurzem in der 
Lage ist, bis zu 300.000 Menschen zu mobilisieren, während sie zuvor 
immer nur wenige Tausend Leute mobilisieren konnte. Auch die 
Gewalt durch spanische Faschistinnen nahm in den letzten Monaten 
in Katalonien (und auch in anderen Regionen) enorm zu. 

Auch der anarchistische Autor Tomäs Ibanez sieht die Gefahr des 
wachsenden Nationalismus und der extremen Rechten. Die 
gegenwärtigen Konfrontationen, so Ibanez, führten letztlich nur zu 
einem Anstieg der Nationalismen. Folglich sieht er auch die libertäre 
Beteiligung an den Konfrontationen kritischer: "Aus der Sympathie, 
Wertschätzung und dem Verständnis, das ich für viele der Libertäre 
empfinde, die an den gegenwärtigen Mobilisierungen in Katalonien 
beteiligt sind, komme ich jedoch nicht umhin, dass sie auf völlig 
unfreiwillige Weise den von der katalanischen Regierung und den 
nationalistischen Formationen konzipierten Prozess der Schaffung 
eines "neuen Staates" fördern." Auch wenn das natürlich nicht deren 
Ziel ist, im Gegenteil: "Ihre Ziele reichen von einem Beitrag zur 
"Zerstörung des spanischen Staates" (hoffentlich wird dies erreicht) 
bis hin zu einer Situation, in der "alles entschieden werden kann" und 
nicht nur die politische Form des Territoriums. Durch die Perspektive 
der Radikalisierung des aktuellen Konflikts wird die Kreativität und 
der Funken der Selbstorganisation, die in der Bevölkerung zum 
Vorschein kommt, gefördert." 

Die anarchistischen spanischen Gewerkschaften CNT, CGT und 


Solidaridad Obrera weisen in einer gemeinsamen Erklärung auf 
darauf hin, dass sie weiterhin die Mobilisierung auf der Straße gegen 
den repressiven Staat unterstützen werden, die Interessen der 
Arbeiter*innenklasse aber nicht über die Nationaismen vergessen 
werden dürfen. Auch wird insgesamt vor einer steigenden Repression 
gewarnt (Spanien hat eh schon mit der 2015 in Kraft tretenden "Ley 
Mordaza" surrealistisch hohe Strafen für politische Aktionen). 
Anarchistische Freundinnen aus Madrid sind äußerst reserviert 
gegenüber der Katalanischen Unabhängigkeitsbewegung und 
bezweifeln, dass sich mit der Erschaffung eines neuen Staates irgend 
etwas an der Situation der Bevölkerung ändern würde. 

Wie immer in polarisierten Gesellschaften ist es schwer einen 
anderen Weg zu wählen, der nicht den zwei Hauptströmungen 
entspricht. In Katalonien ist es besonders für spanischstämmige Linke 
ein Problem, den fehlenden sozialen Charakter der 
Unabhängigkeitsbewegung zu kritisieren oder in privaten Kreisen 
überhaupt das Thema anzusprechen, da manche der weniger 
differenzierten Independentistas den Begriff "Faschist" auf alle 
anwenden die nicht für die Unabhängigkeit sind. Kurioserweise wird 
der Nazivergleich auch von der Spanischen Rechten auf die Katalanen 
angewandt. 


Die zukünftige Entwicklung 

Die Spanische Regierung hat durch die Anwendung den Artikel 155 
der Konstitution die Kontrolle über die rebellische Region 
übernommen, Puigdemont ist nach Brüssel ins Exil geflüchtet, 



mehrere führende Politikerinnen sitzen im Gefängnis, der 
Polizeipräsident wurde abgesetzt. Diese Tage wurde die Hälfte der 
5000 spanischen Polizist*innen wieder abgezogen, die das Referendum 
vom 1. Oktober hätten verhindern sollen. Das Militär ist dabei, 
logistisches Material nach Katalonien zu schaffen und hält auch 
Bürgerkriegs Szenarien für möglich. Immer mehr Firmen verlegen 
ihren Geschäftssitz von Katalonien nach Spanien, es gibt 
Boykottaufrufe gegen Produkte aus Katalonien. Die längerfristigen 
ökonomischen Folgen des Proces sind nicht abzusehen. 

Wichtig ist auch die Frage, ob die Spanische Rechte es weiterhin 
schafft, die Situation zu ihrem Vorteil zu nutzen. Bis jetzt war die 
Konstruktion des Feindbildes in der Bevölkerung sehr erfolgreich (die 
populistischen nationalistischen Diskurse der katalanischen 


[ 4 ] Die SCC, die Societat Civil Catalana, ist eine Organisation der konservativen, prospanischen Zivilgesellschaft mit Verbindungen ins rechtsradikale Milieu. 
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Politikerinnen haben die antikatalanische Hetze einfacher gemacht). 
Die Gleichschaltung der Medien ist überwältigend und selbst liberale 
Medien fahren eine extrem parteiische Berichterstattung. Der König 
hat sich völlig auf Seiten der Zentralregierung positioniert und die 
völlig unverhältnismäßige Polizeigewalt am 1. Oktober bis jetzt mit 
keinem Wort erwähnt. Immerhin gab es in ganz Spanien große 
Demonstrationen mit der unter dem Begriff "hablemos“, die einen 
Dialog fordern und die Regierungen beider Seiten kritisieren. 
Neuwahlen in Katalonien sind von der Zentralregierung für den 21. 
Dezember angeordnet. Was danach geschehen wird, hängt zu einem 
großen Teil von deren Ausgang ab. Auch daran wird die Dominanz 
der Parteien über die Unabhängigkeitsbewegung deutlich. Die Rolle 
der CUP als linksradikaler, basisdemokratisch organisierter Partei ist 
wichtig, da sie soziale Themen in die Unabhängigkeitsdebatte bringt. 
Ihr Einfluss darf aber erstens nicht überbewertet werden (8 % bei den 
letzten Wahlen 2015, in den Umfragen sieht es gerade tendenziell 
nach etwas weniger aus) und außerdem sollten wir als 
Anarchistinnen eigentlich darüber hinweggekommen sein, unsere 
Hoffnungen in den Wahlerfolg einer kleinen linksradikalen Partei zu 
legen. 


Die Vernetzung der sozialen Bewegungen auf der Straße findet aber 
weiterhin statt und viele Menschen politisieren sich. Das Verbot des 
Referendums hat die Katalanen zweifellos zusammen geschweißt. In 
den ländlichen Gegenden, die die Polizeigewalt nur wenig zu spüren 
bekommen haben, war es wie ein Versteckspiel der Einwohner gegen 
die Polizei, inklusive Ausguck auf dem Kirchturm und Vokü auf dem 
Marktplatz. Die längerfristigen Proteste halten aber fast nur die schon 
vorher aktiven Menschen durch, neu politisierte Independentistas 
sahen ihrer Rolle durch die Teilnahme am Referendum und vielleicht 
auch noch am zwei Tage darauf folgenden Generalstreik Genüge 
getan. Die Zeit der größeren Volks-Mobilisierungen ist nun vorerst 
wieder vorbei. 

Die Unabhängigkeitsbewegung birgt sowohl Chancen als auch 
Risiken für libertäre Positionen. Was wir mal wieder von der 
Geschichte lernen können ist aber: An langfristiger Organisation und 
funktionalen Strukturen führt kein Weg vorbei, wenn wir von den 
Ereignissen nicht überrollt werden wollen. Das gilt in Katalonien und 
Deutschland wie überall. Packen wir es an! 


Ströme nach Downtown 

^ Von: Ralf Burnicki 

Vielleicht ist es der Raum zwischen Ja und Nein, in dem sich die Geräusche 
versammeln, als träten sie zu einer Abstimmung zusammen, auch die von den 
Straßen umgerührten Stimmen, die sich rasch in einen Strom verwandeln. Die 
Fenster lassen vieles offen, bleiben zurückhaltend gegenüber 
auftrumpfenden Sichtweisen, doch später werden die Bewegungen schneller, 
dann feuert ein Mittag die Imbissbuden & Marktplätze an, nun wird es warm. 
Hinter Kaufhäusern verglüht der Schwarm, lassen sich Raucher nieder, 
drücken ihre Glut aus. 

Ist die Menschheit ein Schwarm, was sind dann Worte, was sind dann 
Hoffnungen? »Kleine Fische«, sagst du, »Kleinlaute im großen Klangkörper, 
der die Menschheit ist«, als gäbe es kein geschichtliches Gefälle von Tönen. 
Doch hör mal hin: Kaum werfen Neonröhren ihr gezinktes Licht in den Tag, 
fallen andere Worte. Einweisungen, Ausweisungen, dann herrscht ein rauerer 
Ton. Also: Was ist der Mensch? Gesellschaft, Gruppierung, seine 
Schwärmereien und Wiederholungen. Was ist der Mensch: WIR oder WER? 

Ja, lass es rauschen, knacken, reißen, lass es knirschen im Pulk. Lass es 
knarren, bis sich Bewegungen nicht mehr gleichen. 

Ist der Mensch ein Strom nachwachsenden Gehorsams? Allenthalben 
wachsen Antworten heran, indem sie andere nachahmen. Ist das Komfort 
oder Nötigung? Ist der Mensch mehr als die Atmung hinter den Antworten? 
Immerhin: Manche Fragen bleiben, sind nicht auf Durchreise, einige 
Begegnungen durchbrechen den Kreis und geben nicht nach. Dafür möchte 
ich danken. Ich danke den Begegnungen für die hingewürfelten 
Verschiedenheiten und jedem Satz, der zwischen ihnen einen Becher Licht 
ausgeschüttet hat. Darauf will ich anstoßen mit einer Atempause, ja komm 
her, die Erinnerungen gehen aufs Haus. 
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FdA hautnah 

Regelmäßige Termine von Gruppen der Föderation deutschsprachiger Anarchist*innen 


BERLIN 

Anarchistisches Kaffeekränzchen: Offener Stammtisch 

4. Dienstag im Monat ab 19 Uhr im Cafe Morgenrot, Kastanienallee 85, Prenzlauer Berg (U2 
Eberswalder Str.) 

Libertärer Podcast des Anarchistischen Radios Berlin 

Jeden 1. des Monats mit einem ernsten und satirischen Rückblick des Vormonats. Daneben 
verschiedene Sendungen und Hinweise im Laufe des Monats, aradio.blogsport.de 

BIELEFELD 

Das ANARCHISTISCHE FORUM OWL trifft sich jeden Mittwoch ab 18 Uhr im FAU- 
LOKAL in der Metzer Str. 20 (Ecke Mühlenstr.) in Bielefeld. Hier diskutieren wir, planen 
gemeinsame Aktionen, führen Veranstaltungen durch+bereiten die Revolution vor. 

ANARCHISTISCHE KLASSIKER*INNNEN: Jeden 2. Mittwoch im Monat stellen wir ab 
19.30 Uhr im FAU-Lokal anarchistische Klassiker*innen und ihr Leben und Werk vor. 

SCHWARZER FREITAG: Am letzten Freitag im Monat zeigen wir Filme, stellen Bücher vor 
oder präsentieren alternative Projekte aus Bielefeld und OWL 

LIBERTÄRER LESEKREIS: Alle zwei Wochen lesen wir gemeinsam in Horst Stowassers 
Einführung in den Anarchismus, ab 19 Uhr im FAU-Lokal 

KÜCHE FÜR ALLE: An jedem 1. Mittwoch im Monat ab 19.30 Uhr im FAU-Lokal 

BONN 

Offenes Treffen der ASJ Bonn 

Jeden 1. Mittwoch im Monat um 19 Uhr im Netzladen, Breitestraße 74, Bonn 

DORTMUND 

Anarchistisches Buch- und Kulturzentrum - Black Pigeon 

Scharnhorststraße 50, 44147 Dortmund 

regelmäßige Öffnungszeiten Dienstag bis Freitag 13-19 Uhr 

DRESDEN 

Wanderungen der Schwarz-Roten Bergsteiger*innen 

Auf Anfrage mit mind. 3 Wochen Vorlauf an: akfreizeit@riseup.net 

Wanderungen, Übernachtungen, politisch-historische Führungen gegen Spende für lokale 
Projekte im Raum Dresden und Sächsische Schweiz 

Gewerkschaftliche Beratung der FAU und BNG 
jeden zweiten Dienstag (gerade Wochen) von 18:00 bis 20:00 Uhr 
im FAU-Büro: Hausprojekt Mangelwirtschaft, Overbeckstraße 26 
mehr Infos unter: dresden.fau.org 

FRANKFURT am Main 

BR(A)NCH - Veganer Brunch mit wechselndem Programm 

ab 12 Uhr Brunch, 14 Uhr Programm (Vortrag o.ä., aktuelle Infos: lila.noblogs.org) 

Jeden letzten Sonntag im Monat im Cafe ExZess, Leipziger Straße 91 


FREIBURG 

„Zum Kuckuck“ - offenes anarchistisches Treffen 
Jeden 4. Donnerstag im Monat ab 19:00 Uhr 
im Interym/Kyosk, Adlerstr. 2, 79098 Freiburg 

Offene anarchistische Bibliothek 

Jeden 1. + 3. Sonntag im Monat ab 17 Uhr im SUSI Cafe, Vaubanallee 2, 79100 Freiburg 

GÖTTINGEN 

Anarcho-syndikalistische Jugend Göttingen 

Halboffene Gruppe mit verschiedenen Schwerpunkten (aktuell: Arbeitskampf an 
Hochschulen, anarchistische Agitation und Freiräume) 

Kennenlernen jeden letzten Sonntag im Monat, ab 15 Uhr imJuZI (Bürgerstr. 41 - 
Göttingen) beim anarchistischen Cafe Mailadresse: asjgoe@ungehorsam.ch 

KARLSRUHE 

Vegane Vokü 

Jeden 3. Donnerstag im Monat ab 19 Uhr 
Viktoriastr. 12 (Hinterhaus), 76133 Karlsruhe 

Anarchistisches Radio 

Jeden 2. Sonntag 18-20 Uhr, Querfunk 104,8 MHz oder querfunk.de 

KASSEL 

Anarchistisches Info-Cafe 

Jeden zweiten Sonntag des Monats, 15 bis 18 Uhr 

Infoladen “...an der Halitstraße” (Holländische Str. 88, Kassel) 

KÖLN 

Offenes Anarchistisches Forum 
Jeden 1. Freitag im Monat ab 19 Uhr 

im Infoladen des Autonomen Zentrums (Luxemburger Str. 93, Ul8: Eifelwall) 

LEIPZIG 

Offenes Plenum der Anarchosyndikalistischen Jugend (ASJL) 

Jeden 1. und 3. Dienstag im Monat ab 19:30 Uhr in der Gleiserei 
Kontakt über asj-leipzig@riseup.net 

ASJ VEKÜ (Vegane Küche) 

Jeden letzten Montag im Monat ab 20 Uhr im Atari (Kippenbergstr. 20, 04317 Leipzig) 

TheorieAG der ASJL 

Kontakt über Plenum, Vekü oder E-Mail 

LUDWIGSBURG 


Anka L - das monatliche Antifa-Cafe 

des Libertären Bündnis Ludwigsburg (LB) 2 (mit Vokü) 

Jeden 4. Mittwoch im Monat ab 19:30 Uhr im DemoZ, Wilhelmstr. 45/1, Ludwigsburg 



Unser Ziel ist eine herrschaftsfreie Gesellschaft ohne Grenzen, Klassen und Staaten auf Grundlage der freien Vereinbarung, der gegenseitigen Hilfe 
und des anarchistischen Föderalismus, der durch gebundene Mandate seitens der Basis gekennzeichnet ist. Diese Gesellschaft soll pluralistisch sein, 
damit unterschiedliche Lebensentwürfe und kollektive Grundordnungen gleichberechtigt - verbunden durch den Föderalismus - erprobt, gelebt 
und umgesetzt werden können. Da wir jede Herrschaft über und Ausbeutung von Menschen ablehnen, setzen wir uns ein für die Abschaffung aller 
Formen von Herrschaft und Ausbeutung in kultureller, politischer, sexueller, sozialer, wirtschaftlicher oder sonstiger Hinsicht. 


Die FdA will auf allen Gebieten des gesellschaftlichen Lebens an die föderalistischen Ideen anknüpfen und sie den Erfordernissen der heutigen Zeit 
anpassen. Im anarchistischen Föderalismus sehen wir die Grundlage einer wirklichen und dauerhaften Selbstverwirklichung, die allein die Gewähr 
für Freiheit, Gleichheit und Solidarität gibt. Wir streben keine Übernahme, sondern die Abschaffung der politischen Herrschaft an. 


Erst Gemeinschaften ermöglichen die gegenseitige Hilfe und bilden die Grundlage, auf der eine anarchistische Gesellschaft wachsen kann. 
Informelle, unverbindliche Zufallsbegegnungen sind für diese Gemeinschaft nicht ausreichend. Deshalb organisieren wir uns, um Solidarität zu 
leben, Mut zum Handeln zu geben und die Wirksamkeit unseres Handelns zu steigern. 


KONTAKTE 


^ Föderation deutschsprachiger Anarchist*innen 

1 

1 Anarchistische Föderation Rhein/Ruhr 

I 1 Anarchistisches Netzwerk Südwest* 

1 

| Libertäre Aktion Frankfurt Oder 

I Kontakt: fda-organisation@riseup.net 

1 

| 

1 Kontakt: afrr@riseup.net 

Kontakt: info@a-netz.org 

1 

| 

Kontakt: libertaere-aktion-frankfurt-oder@riseup.i 

j: fda-ifa.org 

1 

afrheinruhr.blogsport.de 

1 

I ! a-netz.org 

1 ■ 

1 

1 

^ laffo.blogsport.eu 

| Internationale der Anarchistischen Föderationen 

^1 

Anarchistische Gruppe Dortmund 

l i 

| I Anarchistische Gruppe Mannheim 

1 

1 

| Schwarz Lila Antifa (Thüsterberg) 

1 Kontakt: secretariat@i-f-a.org 

1 

1 

fl Kontakt: agdo@riseup.net 

. Kontakt: info@anarchie-mannheim.de 

1 

| 

I Kontakt: mail-an-schwarzesbrett@web.de 

l i-f-a.org 

1 

j agdo.blogsport.eu 

1 

I 1 anarchie-mannheim.de 

1 1 

1 

1 

^ schwarzesbrettleineweserbergland.wordpress.com 

| A4 Unplugged (Zürich) 

1 

Anarchistische Gruppe östliche Ruhrgebiet 

1 B 

1 I Anarchistische Initiative Kaiserslautern 

1 

1 

1 ASJ Göttingen 

Kontakt: info@a4druck.ch 

1 

| 

1 Kontakt: agoer@riseup.net 

. Kontakt: aikl@riseup.net 

1 

| 

Kontakt: asjgoe@ungehorsam.ch 

^ Ort: Koch Areal 

1 

1 afrheinruhr.blogsport.de 

1 

I 5 aikl.blogsport.eu 

1 ■ 

1 

1 

I asjgoe.blogsport.de 

| Berlin 

1 

1 Anarchistische Gruppe Krefeld 

1 ■ 

I Libertäres Bündnis Ludwigsburg 

1 

1 

1 Anarchistisches Forum Ostwestfalen-Lippe 


1 

1 

fl Kontakt: agkrefeld@riseup.net 

. Kontakt: lb-hoch2@riseup.net 

1 

| 

Kontakt: afowl@riseup.net 

Anarchistisches Radio Berlin 

1 

II agkrefeld.blogsport.de 

I 1 lbquadrat.org 

1 

3 afowl.noblogs.org 

Kontakt: aradio-berlin@riseup.net 

1 

1 

1 

1 

1 ■ 

| 1 

1 

| 


aradio.blogsport.de 

1 

j Anarchistisches Kollektiv Köln 

I 1 Libertäre Gruppe Karlsruhe 

1 

jj Karakök Autonome Türkei/Schweiz 


1 

1 

fl Kontakt: akkoeln@riseup.net 

. Kontakt: lka@riseup.net 

1 

| 

Kontakt: laydaran@immerda.ch 

Anarchistische Gruppe Neukölln 

1 

[ akkoeln.tumblr.com 

| 1 lka.tumblr.com 

1 

www.karakok.org 

Kontakt: agn-berlin@riseup.net 

1 

1 

1 

■ 

1 A 
| 1 

1 

| 


| anarchistischegruppe.noblogs.org 

1 

Schwarze Ruhr Uni Bochum 

| 1 Nigra 

1 

f Assoznerte Projekte 


1 

1 

fl Kontakt: schwarze-ruhr-uni@riseup.net 

. Kontakt: nigra@riseup.net 

1 

| 

1 

[ Anarchistisches Kaffeekränzchen 

1 

j schwarzerub.blogsport.de 

I 1 nigra.noblogs.org 

1 

Allgemeines Syndikat Dresden 


1 

1 

1 

1 

1 _ 


1 Kontakt: faudd@fau.org 

[ Anarchistisches Kollektiv Glitzerkatapult 

1 

1 Lila Lautstark Dortmund 

I f A&O Kassel 

1 

■ fau.org/ortsgruppen/dresden 

Kontakt: glitzerkatapult@riseup.net 

1 

1 

A Kontakt: lilalautstark@riseup.net 

Kontakt: kassel_a@riseup.net 

1 

1 

1 

I glitzerkatapult.noblogs.org 

1 

■ lilalautstark.noblogs.org 

I ! a-o-ks.org 

1 

Anarchistisches Forum Köln 


1 

1 




[] Kontakt: a.f.koeln@riseup.net 



J Auf der Suche (Nürnberg) 

1 i ASJ Bonn 

"*l 

■ anarchistischesforumkoeln.blogsport.de 

1 Dresden 

1 

I Kontakt: aufdersuche@riseup.net 

Kontakt: asjbonn@riseup.net 

1 

1 


1 

1 

f , aufdersuche.blogsport.de 

1 ■ www.asjbonn.blogsport.de 

1 

J IT-Kollektiv 

AK Freizeit 

1 


'- 

- 1 

1 Kontakt: info@it-kollektiv.com 

Kontakt: akfreizeit@riseup.net 

1 

I 

■ Lava Muc - Anarchistische Assoziation (München] 

1 | | ASJ Leipzig 

"*l 

. it-kollektiv.com 

dresden.fau.org/freizeit-und-soziales 

1 

fl Kontakt: lava-muc@riseup.net 

Kontakt: asj-leipzig@riseup.net 

1 

1 

1 


1 

I 

j lavamuc.noblogs.org 

1 - www.asjl.blogsport.de 

1 

■ Black Pigeon (Dortmund) 

IK Dokumentation 

1 

1 

■ 1 
■ ■ 

1 

1 

] Kontakt: black-pigeon@riseup.net 

dresden.fau.org/freizeit-und-soziales 

1 

1 

1 

1 

1 1 
■ 1 

1 

blackpigeon.blogsport.eu 














































